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t. Soziale Marktwirtschaft als Grundlage fUr eine weitere gesunde Nirtschafts­
entwicklung 

Die Wirtschaftspolitik w1rd 1n der vor uns liegenden Leg1slaturper1ode vor 
einer Re1he neuer nat1onaler und 1nternationaler Herausforderungen stehen. Im 
Vordergrund stehen hierbei, in den alten Bundeslindern einen anhaltend kräf­
tigen Wirtschaftsaufschwung langfristig zu s1chern und in den neuen Bundes­
ländern d1e Wirtschaft aus der tiefen Strukturkrise nach 45 Jahren soz1ali­
stischer Mißwirtschaft herauszuführen und einen schnellen AufholprozeB in Gang 
zu setzen. lnfrastrukturvorhaben sollen durch Vereinfachung und Konzentration 
von Verwaltungs- und Gerichtsverfahren deutlich beschleun1gt werden, insbeson­
dere in den neuen Bundesländern. 

In Europa gilt es vor allem, den lntegrat1onsprozeß durch d1e Vollendung des 
europäischen Binnenmarktes und den Übergang zur 2. Stufe der W1rtschafts- und 
Währungsunion tatkräftig weiter zu br1ngen, d1e •1ttel- und osteuroplischen 
Länder bei der Einführung der Marktwirtschaft zu unterstützen und durch e1nen 
erfolgreichen Abschluß der Uruguay-Runde Märkte fUr gewerbliche Güter, Dienst­
leistungen und Agrarbere1ch weiter zu öffnen. 

Die deutsche Wirtschaft muß sich rechtzeitig auf diese neuen Herausforderungen 
vorbereiten. 

Damit 1n den konrnenden Jahren ein möglichst spann~ngsfreier , ausgewogener und 
dynamischer Aufschwung fUr.~die Wirtschaft der Bundesrepublik ges1chert w1rd, 
bedarf es e1ner Fortsetzung der erfolgre1chen Politik der Soz1alen ['larktw1rt­
schaft. Die mittelfr1stige Ausr1chtung der W1rtschafts- und F1nanzpol1t1k m1t 
verläßlichen marktkonformen Rahmenbedingungen, Pre1sniveaustab1litä~ und e1nem 
investitionsfreundlichen Klima 111Uß weiter Grundlage der Wirtschaftspolitik 
sein. Die notwendige Flexib111tät und Le1stungsflhigkeit der deutschen Wtrt­
schaft wird so am besten gestärkt. Ein leistungsfähiger Wettbewerb, Deregulie­
rung, Privatisierung, Marktöffnung und die weitere Zurücknahme des Staates auf 
den Kern seiner Aufgaben s1nd wichtige ordnungspol1t1sche Eckpfeiler zur 
Sicherung der für die Schaffung neuer Arbe1tsplätze unverztchtbaren W1rt­
schaftsdynamik. 
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Das Vertrauen der Harkte und der Öffentl1chke1t 1n eine gesunde Finanzpolitik 
ist durch eine rasche ZurUckfUhrung Offentltcher Oeftzite und durch einen 
überzeugenden Konsolid1erungskurs auf mittlere Sicht zu erhalten. Steuerer­
höhungen wären das Gegenteil einer 1nvestitionsfreundlichen Polttik. 

Der sorgsame Utngang mit den natürliche Ressourcen ist eine entscheidende 
Voraussetzung für die langfristige Sicherung der Lebensgrundlagen. Weitere 
Fortschritte im U11Meltschutz lassen sich illll leichtesten unter marktwirtschaft­
lichen Bedingungen und in einer expandierenden Wirtschaft real1s1eren. Oabe1 
1st zu beachten, daß höhere Kosten fUr U11Meltschutzmaßnahmen aus dem Produk­
tiv1tätszuwachs erw1rtschaftet werden mOssen, andererseits aber hoher U11Melt­
schutz auch 11ngerfr1stig Wohlstandsmehrung ermöglicht. FUr Einkommenssteige­
rungen oder Arbe1tszeitverkürzungen stehen die fUr den u.m.teltschutz verwende­
ten Produktiv1tätspote~t1ale nicht mehr zur Verfügung. 

2. Mittelstandspolitik 

Oie Internationalisierung des Wettbewerbs und der sich fortsetzende Struktur­
wandel stellen hohe Anforderungen an die Innovationskraft von Unternehmen; sie 
setzen eine 1110derne und leistungsfähige Unternehmensstruktur in allen Wirt­
schaftsbereichen voraus . Eine ausgewogene Mischung zwischen kleinen, m1ttleren 
und großen Unternehmen einschließlich der freien Berufe ist eine gute Grund­
lage für Wettbewerbskraft, Beschäftigung und Wachstum. Gerade die kleinen und 
mittleren Unternehmen spielen aufgrund ihrer hohen Flexibilität eine entschei­
dende Rolle fUr die Oynam1k in unserer Volkswirtschaft. 

Auch in der neuen Legislaturperiode richten s1ch die Aufgaben der M1ttelstands­
pol1t1k zugle1ch auf das gesa111te Bundesgebiet, die neuen Bundesländer, den 
europä1schen B1nnenmarkt sow1e d1e ost- und sUdosteuropäischen Länder. 

l• gesamten Bundesgebiet steht die we1tere Verbesserung der Rahmenbedingungen 
für kleine und mittlere Unternehmen sowie der freien Berufe im Vordergrund. 
Hierbei geht es sowohl un die Fortsetzung der ExistenzgrUndungsfOrderung 
(Eigenkap1talhilfe-Progrann; Ansparförderung unter Einbezug der freien Berufe) 
als auch um die Weiterentwicklung der bewährten Ubrigen mittelstandspoliti- · 
sehen förder~aßnahmen. 
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Im Zuge der geplanten Unternehllenssteuerrefor11 sind bisherige Benachtei11-
gungen des selbständigen Mittelstandes abzubauen. 

Die Fortsetzung der konsequenten Deregulierung und EntbUrokratisierung .u8 
neue Freirluine auch fUr die •ittelstlnd1sche Wirtschaft und die Fre1en Berufe 
schaffen. Hierbei geht es z. B. um die l1beralisier4ng des freiberuflichen 
Standesrechts insbesondere im Hinblick auf den europäischen Binnenmarkt; fUr 
eine zeitgemäße Zusammenarbeit zwischen den Freien Berufen bedarf es der · 
Vorbereitung eines sogenannten Partnerschaftsgesetzes. 

Privatisierung insbesondere auch von öffentlichen Dienstleistungen auf kont­
munaler Ebene ist erw!Jnscht und eröffnet weitere Chancen fUr kleine und 

· mittlere Unternehmen (kmU). 

Um mehr Spielraum für marktgerechte KOlllbinationen von Handwerksleistungen zu 
schaffen, wird die Liste der verwandten Handwerke erweitert werden . 

Zur Vorbereitung des Basis der Handwerkswirtschaft in den neuen Bundesl!ndern 
muß qualif1zierten und erfahrenen Kräften, die keine handwerkliche Me1ster­
prüfung haben, großzügig eine Ausnahmeregelung erteilt werden. Dies gilt 
insbesondere für Meister der ehe111aligen volkseigenen Industrie. 

Bei der Forcierung des Umweltschutzes im Ordnungsrecht bzw. bei Einführung 
marktwirtschaftlicher Instrumente sind Konzentrationstendenzen zu vel'ftleiden; 
keine Ausnahmen für kmU, aber ggf. Nachteilausgleich, durch entsprechende 

Anpassungsfristen. 

Stärkere Berücksichtigung der . speziellen Erfordernisse kleiner und mittlerer 
Unternehmen sind auch beim Arbeitsrecht zu berücksichtigen. Ansatzpun!U:e sind 
Betr1ebsvere1nbarungen m1t ertragsorient1erten Elementen sow1e eine wll:ltere 

Flexibillsierung der Arbeitsze1t. 

Der Abbau von Subventionen sowie sonstiger Vorteile von Großunternehmen 
gegenüber kiaU ist zu ergänzen Ull eine Uberprüfung der Regionalförderung 
dahingehend, ob kleine und mittlere Unternehlaen entsprechend berUcks1chtigt 

sind. 
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Kleineren Unternetuaen soll bis 11111 01 .01 .1993 der Einstieg in d1e Aktien­
gesellschaft durch entsprechende Gesetzesänderungen erleichtert werden 
("kleine Altt1engesellschaft•). Es wird geprüft, wie die Funglbllitlt von 
GlllbH-Antellen vergrößert werden kann. 

Ein Schwerpunkt liegt In der Stlrkung des dualen Berufsbildungssyste.s. 
Konkret geht es um eine wirtschaftgerechte Berufsbildungspo1it1k, wobei die 
Neuordnung der Ausbildungsinhalte dem Wandel der Berufswelt zügig folgen 111U8. 
Dabei sollen d1e Vorlaufzeiten im Interesse der Unternehmen, insbesondere der 
kleinen und mittleren Unternehtllen, so kurz wie möglich gehalten werden. 

Die Förderung von Bau und Modernisierung von Serufsb1ldungs- und Technologie­
zentren sowie die Stlrkung der überbetrieblichen lehrltngsunterwetsung und des 
Beratungswesens im Handwerk insbesondere In den neuen Bundeslindern sind ein 
wesentlicher Beitrag zur Leistungsfähigkeit eines dualen Systems; sie werden 
deshalb fortgesetzt. 

Die nationalen Vorbereitungen auf den genieinsmen Birvien1111rkt (z. e. durch 
EURO-flTNESS-Progr11111, Europapo11tische Mittelstandskonferenz) werden subs1-
dilr durch mittelstandspolitische Maßnahllen der EG erglnzt. Neben Deregulie­
rung und EntbUrokratisierung auf europäischer Ebene sowie einer europaweiten 
Öffnung des öffentlichen Auftragswesens auch im Dienstleistungsbereich sind 
kleine und mittlere Unternehmen stlrker an den EG-Forschungs- und Entw1ck­
lungsprogr11111en zu beteiligen. 

Bei der Umgestaltung der ost- bzw. sUdosteuroplischen RGW-Staaten von der 
Komnando- zur sozialen Marktwirtschaft sollten die erprobten Konzepte und 
Instrumente unserer Mittelstandspolitik - bei aller gebotenen Differenzierung 
- als Hilfe zur Selbsthilfe auch dort zur Anwendung kO!Mlen. 

3. Der19Ul1•Nl!I 

Die Koalition wird die Deregulierung in allen Bereichen substantiell voran­
bringen. Sie setzt eine Koa11tionsarbeitsgruppe unter Federführung des Bundes­
a1nisters fUr Wirtschaft ein, die nach Vorliegen des Schlu8ber1chtes der 
Deregulierungsk111111iss1on (i• FrilhJahr 1991) konkrete Vorschllge bis spltestens 
Herbst 1991 ucht. 
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•· Arbeitsrecht und Arbeitsschutz 

Die Frage der Schaffung der gesetzlichen Voraussetzungen für die Zulassung 
einer gewerbsmäßigen privaten Arbeitsvermittlung wird bis zum 31 .12.1992 von 
der Koalition entschieden. Entschieden wird bis spätestens Mitte 1992 die 
Frage der KUndigung des ILD-Abkommens Nr. 96 . Der Bundesarbeitsminister wird 
beauftragt, Vorschläge. zu unterbreiten, wie die Möglichkei~en des § 23 AFG bei 
der Beauftragung von Einrichtungen und Personen mit Arbeitsvermittlung effek­
tiver gestaltet werden können. 

Oie Koalitionsparteien setzen unter Federführung des Bundesarbeitsministers 
eine Koalitionsarbeitsgruppe zur Bekämpfung des Mißbrauchs bei Arbeitslosig­
keit ein. Die Arbeitsgruppe legt Vorschläge vor, wie dem Mißbrauch bestehender 
Hilfen und Vergünstigungen durch eine nicht ausreichend an Arbeit interes­
sierte Minderheit entgegengewirkt werden kann. Zur Erhöhung der Transparenz 
auf dem Arbeitsmarkt soll die Arbeitsgruppe auch Anregungen zur Verbesserung 
der. Arbeitsmarktstatistik geben. ~ 

Unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgericht~ wird 
die gesetzliche Gleichstellung von Arbeitern und Angestellten im Arbeitsver­
tragsrecht sichergestellt. Das bezieht sich insbesondere auf die gesetzlichen 
Kündigungsfristen und die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall. 

6 

Die Arbeitszeitordnung wird modernen Erfordernissen angepaßt. An dem grundsätz-
1 ichen verbot der Sonntagsaroeit wird festgehalten. Der besondere Frauen­
arbeitsschutz ist unter Berücksichtigung des Gesundlititsschutzes neu zu 
regeln. Das Nachtarbeitsverboi für Arbeiterinnen wird aufgehoben . . 

Der Arbeitsschutz im.Sinne des betrieblichen Gesundheitsschutzes und d~r 
Sicherheit von Geräten und Maschinen ist unter Berücksichtigung der !~alt-
1 ichen und zeitlichen Vorgaben der EG-Richtlinien neu zu •regeln. 

Oie Harmonisierung des Arbeitsschutzes in Europa wird unterstützt. 

§ 613 a BGB soll bis Ende 1992 für das Gebiet der früheren DDR ausgesetzt 
werden. Die dafür- erforderlichen europarechtlichen Voraussetzungen sollen 
geschaffen werden. 
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Oie Regelung der Ladenöffnungszeiten in den neuen B~ndesländern bleibt bis 
31 .12.1992 bestehen . . 

5. Energiepolitik 

Im Rahmen der gesamtdeutschen Energiepolitik vereinbart die Koalition ein 
Konzept für eine sparsamere, rationellere und umweltschonendere Energ1eversor­
~ll'lg, das die Marktkräfte zur Wirkung k011111en läßt und die Versorgungssicher­
heit gewährleistet. Der Integration der neuen Bundesländer konnt dabei beson­
dere Bedeutung zu. Zur Verbesserung der Umwelt und zum Schutz der Erdatmos­
phäre ist eine Neuakzentuierung der Energiepolitik erforderlich. Die Bundes­
regierung wird beauftragt, die notwendigen neuen wirtschafts- und energiepoli­
tischen Rahmendaten zu setzen und e1n energiepolitisches Gesamtkonzept zu 
Beginn der Legislaturperiode vorzulegen. Dieses Konzept muB die Ziele des 
Europäischen Binnenmarktes für Energie berücksichtigen, der in allen Mitglied­
staaten in gleicher Weise realisiert werden muß. 

K 1 imaschutz 

Der Beschluß des Bundeskabinetts vom 7. November 1990 zur Verminderung der 
co2-Emissionen ist Bestandteil der Koalitionsvereinbarung . 

Minderungsziel für C02 ist eine Reduzierung von 25 - 30 i bis zum Jahre 2005. 

Der co2-Ausstoß wird durch eine restverschmutzungs-abhäng1ge C02-Abgabe 
belastet, wobei gesetzlich vorgeschrieben wird, das Aufkonnen für Maßnahmen 
des Umweltschutzes, insbesondere des Klimaschutzes zu verwendeQ . Dabei ist in 
jedem Jahr nachzuweise~, daß die Aufwendungen des Bundes für Maßnahmen, die 
dem unrwelt- bzw. Klimaschutz dienen, mindestens so gros s1nd wie das Aufkorrvnen 
der Abgabe. 

Es sollte so tiald wie möglich eine europäische Konzeption für eine Klima­
schutzsteuer/-abgabe angestrebt werden, in die die vorgenannten Maßnahmen 
einzubinden sind. 
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Kohle 

Steinkohle und Braunkohle .Ussen auch in Zukunft im vereinCJten Deutschland 
wesentlich zur Sicherheit der Energieversorgung beitragen . Der ~eitrag der 
Braunkohle in ·den neuen Bundeslindern und der deutschen Steinkohle ~8 aber 
deutlich niedriger liegen als zur Zeit. Oie unU11glnglichen Anpassungsprozesse 
müssen strukturpol1tisch begle1tet und sozial flank1ert werden. 

Der Einsatz heimischer Steinkohle in der Verstromung ist wirtschaftlich und 
ökologisch mit der weiteren Nutzung der Kernenergie verknüpft . Das energie­
politische Ziel einer sicher~n, kostengünstigen und umweltschonenden Energie­
versorgung erfordert weiterhin den Einsatz von Kohle und Kernenerg1e. 

Oie bevorstehenden Verhandlungen •it der EG-KOIMlission Ub~r die Steinkohle­
verstrOG1Ung bis 1g95 werden auf der Basis der i• August 19B9 be1• Bundes­
kanzler beschlossenen 40,9 Mio t/a gefOhrt. B1s 1995 bleibt es beim Kohle­

pfennig . 

fUr die Anschlußregelung ist mit der EG-Kommission schnell Klarheit Uber den 
Mengenrahmen ab 1996 zu schaffen . Der Steinkohlebergbau muß d1e von der 
Mikat-Komniission vorgeschlagenen Opti•ierungsrechnungen zUg1g vorlegen. Oie 
Anschlußregelung llUB in dieser Legislaturperiode unter Einbeziehung aller 
Beteiligten , i nsbesondere der Bergbaullnder, beschlossen werden. 

Oie neue gesamtdeutsche Rolle der Braunkohle, wird in der energ1epol1t1schen 
Gesamtaussage besonders berücksichtigt werden. Oie umweltverträgliche Nutzung 
der Braunkohle in den•neuen Bundesländern soll eine wichtige Grundlage der 
Str0111erzeugung sein . ·Oie Unternehmen 1111.lssen alle Rationalisierungschancen 
nutzen, damit die erforderlichen UnirUstungs- und Neubauentsch~ungen fUr 
Kraftwerke auf Basis der Braunkohle getroffen werden. Dieser fl'l'oze8 ist durch 
zügige Privatisierung und die erforderliche Rekultivierung zu fördern . 

Kernenergie 

Oie·Kernenergie muß auch weiterhin einen substantiellen Beitrag zur StrOlll­
erzeugung leisten, solange andere vergleichbar vorsorgungss1chere, umitelt­
freundliche und preisgünstige Energieträger nicht zur Verfügung stehen. 
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Insbesondere die Industrieländer llllssen außer der Ausschöpfung aller s1nnvol­
len Möglichkeiten für Energieeinsparung und für erneuerbare Energien auch 
verstärkte Anstrengungen unternehmen, die Emissionen bei der Energieerzeugung 
zu reduzieren. Dabei kann auf absehbare Zeit auf Kernenergie nicht verzichtet 
werden. 

Bei ihrem Einsatz hat die Sicherheit Vorrang vor Wirtschaftl1chkeit . Dies g1lt 
auch für die Kernkraftwerke in den neuen Bundeslindern. Der Einsatz der in den 
alten Bundesländern bewährten Technologie ist in Betracht zu ziehen, wenn eine 
Weiterführung dieser Kernkraftwerksprojekte aus wirtschaftlichen oder sicher­
heitstechnischen Gründen nicht möglich sein sollte. 

Oie Nutzung der Kernenergie erfordert eine ges1cherte Entsorgung. Dabei sollte 
die Entsorgung "direkte Endlagerung" äls gleichrangige Entsorgungslll!Sglichke1t 
vorgesehen werden . 

Erdgas 

Bei der Umstrukturierung der Energieversorgung und be1 der wirtschaftlichen 
Entwicklung der neuen Bundesländer sowie fUr den Kl1111aschutz wird Erdgas eine 
besondere Rolle spielen. Dabei soll auf eine Verstärkung des Wettbewerbs 
hingewirkt werden. 

In den neuen Bundesländern soll die bisherige Versorgung der Haushalte und 
Kleinindustrie mit Stadtgas (hauptsächlich aus Braunkohle) mittelfristig vor 
allem durch Erdgas abgelöst werden . Angestrebt wird eine energiepolitisch und 
wettbewerblich ausgewogen strukturierte Gaswirtschaft . Durch weitere Importe -
auch aus der Sowjetunion - soll eine gut diversifizierte Gasversorgung ~esi­
chert werden. 

Energiewirtschaftsgesetz 

Das Energiewirtschaftsgesetz sol l zügig novelliert werden . Dabei sind die 
Belange des Unteltschutzes gleichrangig In den Zielkatalog aufzunehmen. Die 
Möglichkeiten zur weiteren Deregulierung und Entbürokratlslerung sind auszu­
schöpfen . 
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6. Region1lpolitik 

Die Einheit Deutschlands und die wirtschaftliche Eingliederung der neuen 
Bundeslander erfordern ein neues Konzept fUr die Regionalförderung von Bund 
und Landern als einem wesentlichen Element zur Angleichung der Lebensbedin­
gungen . fUr die neuen Bundesländer wird deshalb ein ausreichendes Praferenz­
gefalle gesichert werden. Die Beratung ZUll Aufbau einer angemessenen Wirt­
schaftsförderung in diesen Bundeslandern wird ausgebaut. Im Rahmen eines 
ausgewogenen regionalpolitischen Gesa11tkonzepts wird das Regionalfördergebiet 
in den westdeutschen Ländern unverzUglich 11111 wenigstens ein fUnftel verrin­
gert. Soweit Mittel dadurch frei werden, sollen diese de• Beitrittsgebiet zur 
Verfügung gestellt werden. Fördergebiete werden für alle Gebiete anhand der 
gleichen sozio-ökonoiaischen Kriterien ausgewiesen. Die Mehrfachförderung bei 
Betriebsverlagerungen ist durch eine entsprechende Verscharfung des Rahllen-
p lans der Gemeinschaftsaufgabe auszuschließen. 

Diese Kriterien gelten auch fUr das bisherige Zonenrandgebiet; d. h. es wird 
nicht mehr autOftlatisch Teil der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regio­
nalen Wirtschaftsstruktur" und wird nicht mehr bevorzugt behandelt, wobei den 
besonderen Gegebenheiten an der Grenze zur CSFR Rechnung getragen wird. Im 
übrigen wird die Zonenrandförderung bis Ende 1994 abgebaut. Das Gesetz Uber 
die Gemeinschaftsaufgabe und das Zonenrandgesetz werden unverzüglich entspre­
chend geändert. 

Die steuerliche Berlinförderung wird parallfl zur Zonenrandförderung bis Ende 
1994 abgebaut. Das Berlinförderungsgesetz w1~d unverzüglich entsprechend 
geandert. Bei• Zeitplan für den Abbau der Berlinförderung ist der Zus...enhang 
mit einer zusatzl1chen Förde.rung der Investitions- und Arbeitsplatzbedingungen 
im Beitrittsgebiet zu beachten. Einzelfragen des Zeitplans fdc·den Abbau der 
Berlinförderung werden mit dem neugebildeten Berliner Senat g\klart. 

Den Regionen, die von der Abrüstung in ahnlicher Weise besonders negativ 
betroffen sind wie etwa in der Vergangenheit Montan- und Werftregionen, werden 
dafUr notwendige Mittel im Rah111en der Geraeinschaftsaufgabe zeitlich befristet 
bereitgestellt. Die Bundesregierung wird außerdem Vorkehrungen zur Altlasten­
sanierung sowie Maßnahmen zur beschleunigten Freigabe von militlrisch ge 
nutzten Liegenschaften für zivile Zwecke ergreifen. Sie wird sich darum 
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bemllhen, daß Bundeswehrstandorte im Rahllen des Möglichen in strukturschwachen 
Regionen erhalten bleiben und bei der Planung von Behördenstandorten solche 
Regionen besonders berücksichtigt werden. 

7. lleue Bundes linder 

Voraussetzung für ein dynamisches Wachstuai privater Investitionen in den neuen 
Landern ist die zügige Schaffung einer adäquaten Infrastruktur. fUr die neuen 
Bundesländer sollen Infrastrukturvorhaben durch Vereinfachung und Konzentra­
tion von Verwaltungs- und Gerichtsverfahren deutlich beschleunigt werden . 
Dabei geht es insbesondere um eine Reduzierung der Verfahrensstufen und um 
Beschleunigung der Raumordnungs-, Planfeststellungs- und Verwaltungsgerichts­
verfahren für Straßen- und Schienenbau. 

Über die von der DBP TELEKOM eingeleiteten umfangreichen Maßnahmen hinaus 
sollen zur Beschleunigung des Aufbaus der Telek01111Unikationsinfrastruktur auch 
private Unternehmen die Möglichkeit erhalten, im Wege der Vergabe von weiteren 
Lizenzen Mobil - und Satellitenfunknetze zu errichten und zu betreiben sowie 
Ober diese Netze freizügig sämtliche TelekOR11Unikationsdienste (einschl . des 
Telefondienstes) anzubieten. 

Der schnelle Aufbau einer effizienten Verwaltung auf kommunaler und regionaler 
Ebene, die insbesondere Aufgaben der Wirtschafsförderung wahrni1111t, ist eine 
zentrale Voraussetzung fUr erfolgversprechende private produktive Investi­
tionen. Die fUr die Vereinfachung und Beschleunigung der Verwaltungs- und 
Entscheidungsablaute notwendigen Maßnahmen werden von der Bundesregierung 
soweit wie möglich unterstützt . 

Zentrale Bedeutung für die wirtschaftliche Entwicklung der Regionen in den 
neuen Landern haben Entscheidungen der Treuhandanstalt. Wesentliches Ziel ist 
die Privatisierung der vormals volks~igenen Betriebe. Dabei ist das Entstehen 
einer leistungsfähigen •ittellstandischen Wirtschaft wichtig . Wo i11111er möglich 
und wirtschaftlich zweckmäßig ist deshalb eine Entflechtung zur Schaffung 
•lttelstlndlscher Betriebsgrößen auszustreben. Die .Transparenz Uber zu priva­
tisierende Unternehmen ist durch Veröffentlichung einer vollständigen Liste 
aller Treuhand-Unternehmen und deren Betriebe zu verbessern. Um Chancen­
gleichheit herzustellen, ist grundsätzlich bei Privatisierungen ein Ausschrei­
bungsverfahren vorzusehen. 
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Der ReprivatisierungsprozeB enteigneter Unternet-..en ist durch etne schnelle 
U.setzung der rechtltchen BesttllllUl\llen von § 6 des Gesetzes zur Re9elung 
offener Vel"lllllgensfragen zu beschleuntgen . Insbesondere -.iB schnell etne 
Rechtsverordnung Uber die Berechnung der Veränderungen der Verllllgens- und 

Ertrags lag.e der Unternetllllen und deren Bewertung erlassen werden. 

Ote Qualif1zierungsoffens1ve tn den !Unf neuen Bundeslindern wird verstlrkt, 
das Pro9ra111111 zum Aufbau von We1terb1ldungsetnr1chtungen Ober 1990 htnaus 
fortgefUhrt. Ote Sonderregelungen bet Kurzarbeit Ull;d ABM werden bts z1111 
31 .12. 1991 verllngert; dabe1 soll Kurzarbett starker mit Qualifizterungs- und 

Fortbildungs.aBnah.en verzahnt werden. 
Einvernehlnen besteht darOber, daß Kurzarbeitergeld-Leistungen bei 
N1chtte1lnahme an Fortbildungs- und Ulllschulungsll&Bflahllen begrenzt werden. 

Ote Frauen sind an den Qualtftzierungs- und ArbeitsbeschaffungsaaBnahllen 
entsprechend ihrea1 'Ante11 an den Personen ohne Beschlfttgung zu betetligen. 

Ote Extstenzgrllndungsförderung bei lleugrllndungen (1uch in Fo1'11 von Privati­
sierung und Reprtvattsterung) und Modernisierungen ist zu verstlrken. Bei 
privaten Unternehllen au8erh1lb der Treuhandanstalt sind M11911chkeiten zur 
Erleichterung bei Altschulden vorzusehen, sofern ste die Existenz eines 
santerungsflhtgen Unternelllll!ns geflhrden. OafUr kOllltfl langfristige Hilfen 
be1• Schuldendtenst (Ulaschuldung •it ztns- und til9Uf19Sfreier Anlaufphase und 
gUnsttge Krtditkondittonen in Betracht, wie sie das Eigenltapit1lhilfe-Progr111111 

bietet. 

Um dte fOr UnternehlllensneugrUndungen und Direktinvestitionen erforderliche 
Bereitstellung von Grund"und Boden durch dte Komunen zu erleichtern, sollte 
dte Regelung des Gesetzes Uber besondere Investitionen tn deta tn~t. 3 des 
Etntgungsvertrages genannten Gebiet auf GrundstOclte ang~ndt we~en, dte Teil 

etnes ausgewiesenen Gewerbegebtetes stnd. 
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8. Au8enwtrtschaftspoltt1k 

Erfolgreicher Abschluß der Uruguay-Runde. 

Die Koalition bekräftigt d ß di werden muß Bereits j t ~ a e Uruguay-Runde erfolgretch abgeschlossen 

~~~;~:::nE~:::i~:e :~·zSi:e~~~~:~ ~~:~ti:u;:e~;~e~e;::::;~n::~::~~c:~~ 
er es zu neuen Handelshemmnissen fUh · 

tionsbereitschaft der Unternehmen lähmen, das ohnehin i~e:; ~te lnvesti-

nachlassende Wirtschaftswachstum weiter schwlchen und Arbet:s:~a~::d::~lhrden . 
:~; ~::K::,:~rt~ema, das zur Unterbrechung der Verhandlungen gefUhrt hat, · muß 

unterstUtzt ::r::n:nd~:r::ev~:;:::~;tung alls VerhandlungsfUhrer mit dem Ztel 
ge vor egt, die einen erfolgreichen 

Abschluß der Uruguay-Runde enllSglichen . Mit Blick auf Eink 
der deutschen Landwirtschaft besteht d1~ Koalition auf i o11111ens•inderungen 
progra11111, fUr das dte EG-K0111111ss 1on umgehend Vorschllgeev:~eEntlastungs­
Bundesregterung wird steh tn Kontakten mtt der Ko1111isston undg~ 11118~ Dte 
M1tgl1edstaaten mtt aller Kraft 11111 einen Konse en an eren EG A ns z1111 The111a der 

- grarverhandlungsposttion bemühen. 

9. Fortsetzung des Handels att den bisherigen RGW-Staaten 

Der Fortentwicklung der W1rtschaftsbeztehungen mtt den RGW-Staaten k 
::~eutunghzu. Besonderer Aufmerksamkeit bedUrfen Aufrechterha ltung u::"~u:~::e 

gewac senen außenwirtschaftltchen Bezieh 
Bundesländern. KUnftig gelten auch hier mark~:~;~s:~:f~~~;~:e:::~ntn den neuen 
Diese Entwicklung wtrd flankiert vor alle~ durch e~"h gungen. j ti """' ungen gegenUber der 
sow e sehen Regierung, OevtsenerlGse aus Öl- und Gasverklufen fU 1 
den neuen Bundeslllndern zur VerfUgung zu stellen, darUber hinausrdu~~rte aus 
Sonderkonditionen be t AusfuhrbUrgschaften fUr die UdSSR s i U s 

1 
ow e nterstUtzung 

von an erungskonzepten durch die Treuhandanstalt. 



CDU-Dokumentation 2/1991 

10. Fortführung des au8enw1rtschaft11chen Instruaentar1uas 

Die Bundesregierung wird das bewährte außenwirtschaftliche Förder1nstru­
mentarium entsprechend den künftigen Anforderungen der gesamteuropäischen und 
weltwirtschaftlichen zusanrnenarbeit fortentwickeln . Besonderes Augenmerk gilt 
dabei der Hilfe zu einer schnellen Einbeziehung der Wirtschaft der neuen 
Bundesländer in die internationale Arbeitsteilung sowie der Hilfe zur Umstel­
lung der Beziehungen der Wirtschaft der neuen Bundesländer zu den Staaten 

auf marktwirtschaftliche Bedingungen. Der Exportkredit­Mittel- und Osteuropas 
versicherung sowie der außenwirtschaftlichen Information und Beratung - auch 
im Hinblick auf die Staaten Mittel- und Osteuropas - kommt dabei große Bedeu­

tung zu. 

11. Erfassung der wirtschaftlich relevanten U11Weltdaten 

zur besseren Erfassung des Verhältnisses von umweltpolitischen Nutzen und 
Kosten einerseits und den ökonomischen Erfordernissen andererseits soll das 
Statistische Bundesamt zügig ein statistisches Umweltber1chtssystem ent­
wickeln, das mit der volkswirtschaftlichen Gesamtr~chnung verknüpft werden . 
kann. Nach Vorlage der ersten Ergebnisse durch das Statistische Bundesamt wird 
eine Koalitionsarbeitsgruppe unter Federführung des Bundesministers für 

Wirtschaft das weitere vorgehen erört~rn. 
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1. Eckwerte des Bundeshaushalts 

Die im Eckwertebeschluß der Bundesregierung vom 14. November 1990 enthaltenen 
Konsolid1erungsz1ele sind einzuhalten. 

Durch Haushaltsentlastungen von 35 Mrd DM wird die Nettokreditaufnahme des 
Bundes 1991 auf höchstens 70 Mrd DM begrenzt. Bis 1994 steigen die Haushalts­
entlastungen des Bundes auf 70 Mrd DM an. 

Mittelfristig wird der Ausgabenanstieg des Bundeshaushalts auf durchschnitt­
lich 2 v.H. Jährlich begrenzt. 

für dle erste Hälfte der Legislaturperiode w1rd zur Absicherung der notwen­
digen Haushaltskonsolidierung ein Moratorium für neue Leistungen und 
Leistungsverbesserungen aus dem Bundeshaushalt, die Ober die Koalitions­
vereinbarungen hinausgehen, vereinbart. 

Absichtserklärungen in dieser Koalitionsvereinbarung, die zu finanziellen 
Auswirkungen auf den Bundeshaushalt führen können, stehen unter dem Vorbehalt 
der Verfügbarkeit der erforderlichen Haushaltsmittel. 

Auf einzelne der nachfolgend aufgelisteten Konsolidierungsmaßnahmen kann nur 
verzichtet werden, wenn an ihre Stelle finanziell gleichwertige Ersatzmaß­
nahmen treten. 

Z. Verteidigung 

Aufgrund der außen- und sicherheitspolitischen Entwicklung werden die Ausgaben 
für die gesamtdeutschen Streitkräfte deutlich unter die bisherigen 
Planungsansätze zurückgeführt. Unter Ausnutzung aller Einsparungsmöglichkeiten 
muß die Eingliederung der NVA in die Bundeswehr im Rahmen des am 3. Jul1 1990 
vom Kabinett für 1991 beschlossenen Plafonds des E1nzelplans 14 von .52,6 Mrd 
DM finanziert werden. Das entspricht einem Entlastungsvolumen von 7,6 Mrd DM. 
In den Folgejahren wird der Plafond im Hinblick auf die Verkleinerung der 
Bundeswehr stufenweise abgesenkt. 
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Eine Ausgliederung von Ausgaben des E1nzelplans 14 1n andere E1nzelpllne k1111111t 

nicht 1n Betracht. 

Der Personalabbau ist ~truktur- und zeitgerecht durchzuflltlren. Die Bundes­
regierung wird i• Rahlnen der Haushaltsaufstel'lung 1991 entscheiden, wel_che 
MaBnahlllen aus det1 "Attrakt1v1tltsprogr11111" angesichts der neuen s1cherheits­

politischen Lage entbehrlich geworden sind . 

3. Abbau von Preisstützungen 1• lle1tr1ttsgeb1et 

l• Beitrittsgebiet werden die PreisstUtzungen fUr die Bereiche Energie, 
Mieten, eigengenutzten WohnraUll und Verkehr gewlhrt. 

Aus det1 Bundeshaushalt werden keine Ausgleichszahlungen an die Linder und 
Getleinden geleistet. Der Bund e111>fiehlt Jedoch den Lindern und Gelleinden, 
diese PreisstUtzungen unter Berücksichtigung der. zu erwartenden EinkOlllMlf'IS­
entw1cklung in Stufen bis Ende 1994 abzubauen. 

Wegen der voraussichtlich erst ab 1994 llG!llichen Ullllage der Kapitaldienst­
kosten auf d1e M1eter w1rd sich der Bund i• Bereich des k09111Una1en und genos­
senschaftlichen Wohnungsbaus fUr die Vereinbarung eines Morator1UllS (befri­
steter Zahlungsaufschub fälliger Zinsen und Kapita1rllckzlh1ungen) zwischen den 
koa11Unalen/genossenschaftlichen Wohnungsunternehllen und den Kreditgebern 
einsetzen. Kreditgeber sind im wesentlichen die Deutsche Kreditbank (OKB) und .. 
die Berliner Stadtbank. 

4. Abbau der Berlin- und Zonenrandförderung 
~ 

Die Berlin- und die Zonenrandförderung wird bis Ende 1994 stufenweise abge-

baut. 

Die erforderlichen Gesetzeslnderungen sind so vOl'Zunetlllen, da8 die ersten 
MaBnatwen bereits ZUlll 1. Juli 1991 wirks• werden. 
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Bei• Zeitplan fUr den Abbau der Berlinförderung ist der Zusanmenhang mit einer 
zusltzlichen Förderung der Investitions- und Arbeitsplatzbedingungen 1m 
Be1tr1ttgeb1et zu beachten. Einzelfragen des Zeitplans fUr den Abbau der 
Berl1nförderung werden •1t dem neugebildeten Berliner Senat gekllrt. 

Das Entlastungsvolumen be1 der Berlin- und Zonenrandförderung betrlgt 1991 fUr 
den Bund 1,2 Mrd DM ansteigend auf rd. 6 Mrd DM 1994. 

5. Abbau von Steuervergünstigungen und Finanzhilfen 

Oie steuerlichen Vergünstigungen und Sonderregelungen (ohne Berlin- und 
Zonenrandförderung) werden m1t einem Gesamtvolumen von mindestens 5 Mrd DM 
(Entstehungsjahr) abgebaut. Eine Koalitionsarbe1tsgruppe hat den Auftrag, 
Yorschllge für die konkrete Ausgestaltung so rechtzeitig vorzulegen, daß die 
erforderlichen Gesetzesänderungen zum 1. Januar 1992 wirksam werden. 

Oie Finanzhilfen werden zurückgefUhrt, beginnend mit einem Abbau von 
0,5 Mrd DM in 1991 und ansteigend auf einen Abbau uta 1 ,5 Mrd DM in 1994. 

6. U•lenkung von Investitionen i~ das Beitrittsgebiet 

Aus dem fUr das bisherige Bundesgebiet vorgesehenen Investitionsvolumen fUr 
d1e Bereiche Deutsche Bundesbahn, BundesfernstraBenbau, ko11111Unaler Straßenbau, 
sozialer Wohnungsbau, Städtebau, Hochschulbau und Studentenwohnraumbau werden 
Mittel von rd. 2,3 Mrd DM im Jahr 1991 ansteigend bis 1994 auf rd. 3 Mrd DM 
fUr das Beitrittsgebiet bereitgestellt. Der Mittelumlenkung soll e1ne 
entspre~hende Ausrich.tung der Planungs- und Herstellungskapazitäten folgen. 
Vorgesehen sind jährlich je 1 Mrd DM fUr die Deutsche Bundesbahn und den 
Bundesfernstraßenbau sowie 200 Mio DM fUr den konrnunalen Straßenbau. 

Im Bereich der Mischfinanzierungen werden grundsätzlich 20 v. H. der bisher 
vorgesehenen Ansätze oder Yerpflichtungsrahmen in das Beitrittsgebiet umge­
lenkt und im Rahmen des Haushaltsverfahrens aufgestockt. 

Zur Umschichtung beim kotamUnalen Straßenbau i st das Gemeindeverkehrsfinanzie­
rungsgesetz entsprechend anzupassen. 
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7. U•satzsteuerneu~erte1lung 

Die westlichen Bundesländer werden s1ch stlrker an der F1nanz1erung der 
Deutschen E1nhe1t beteiligen . Die Bundesregierung soll deshalb unverzUgl1ch 
m1t den Lindern Verhandlungen über e1ne bessere F1nanzausstattung des Bundes 
und der neuen Linder aufnehmen. Eine Aufstockung des Fonds Deutsche E1nhe1t 

kommt n1cht 1n Betracht. 

8. Strukturh1lfegesetz 

Die Strukturhilfen an die westlichen Bundesländer laufen den Bellllhungen des 
Bundes zuwider, den neuen Ländern einen Fördervorsprung im Rahmen der Reg1o­
nalförderung e1nzurlumen . Es wird daher e1ne Arbe1tsgruppe von Bund und 
Ländern e1ngesetzt, die insbesondere unter BerUcks1cht1gung der Lage 1n den 
neuen Ländern über E1nzelheiten der vorgesehenen Mittelumlenkung zugunsten 
des Be1trittsgebiets zum 1. Januar 1992 beraten wird. 

9. Kraftfahrzeugsteuer fUr Lkw 

frühestmöglich wird fUr schwere Lastfahrzeuge wieder d1e Kfz-Steuer einge­
führt, die bis zum 30. Juli 1990 gegQlten hat. Damit entfallen die entspre­
chenden Ausgleichszahlungen des Bundes an die Linder fUr Kfz-Steuer-Ausfll-

le. 

10 . Ausbildungsverkehr 

Die b1sher1gen Ausgleichsle1stungen des Bundes an Ver~ehrsgesellllchaften mit 

Mehrheitsbete111gung des Bundes entfallen. 
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11. Bundesh1lfe für Berl1n 

Die Bundesh1lfe fUr Berlin 1st 1n dl!lll Maße abzubauen, 1n dl!lll die Ausw1rkun­
gen der Teilung Deutschlands auf Berl1n zurückgehen . Bestehende Le1stungsvor­
sprUnge 1• Westteil der Stadt vor den alten Bundesländern s1nd be1 der Fest­
setzung der Bundesh11fe zunehmend n1cht 11eh~ zu berUcks1cht1gen. für den 
Ostte11 der Stadt ist eine Entw1cklung w1e in den neuen Bundesländern zu 
gewährle1sten . 

In den Jahren ab 1g9z ist d1e Bundeshilfe im H1nblick auf den ab 1995 neu zu 
regelnden Länderfinanzausgleich schrittweise auf ein Niveau zurUckzufUhren, 
das die nahtlose Einbeziehung Berlins in den Llnderf1nanzausgle1ch erlaubt. 

Steuermehreinnahmen Berlins aus dem Abbau des Berlinförderungsgesetzes ver­
bleiben dem Land ohne entsprechende Ven11inderung der Bundeshilfe zum Ber­
liner Haushalt . 

D1e we1teren Einzelfragen sind mit de• neugebildeten Berliner Senat zu 
klaren. 

12. Pr1vat1s1erung 

Die Pr1vatis1erung von Bundesvermögen wird fortgesetzt . Bei der PrUfung des 
w1chtigen Bundes1nteresses s1nd krit1sche Maßstäbe anzulegen. 

TreUhlndanstalt 

D1e Treuhandanstalt wird die Privatisierung so rasch und so weit w1e 111Ög11ch 
vorantreiben . 

Unll1ttelbare Bundesbete111gungen 

Das w1cht1ge Bundes1nteresse 1st bei allen unmittelbaren Bundesbete111gungen 
erneut zu überprüfen . 
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In das Pr1vatisierungskonzept sind folgende Bundesbetei11gungen e1nzube­

ziehen: 

Deutsche Pfandbrief- und Hypothekenbank AG 

Veräußerung war 1990 wegen Kap1talmarktschwlche zurückgestellt worden, 

- lndustrieventaltungsgesellschaft AG, 

- Flughafen Frankfurt/Main AG, 

- Rhein-Main-Donau AG, 

- Gesellschaft fUr Nebenbetriebe der Bundesautobahnen mbH. 

Oie Vorbereitungen fUr die bereits grundsltz11ch beschlossene Teilprivati­
sierung sind bis Ende 1992 abzuschließen. 

- Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft MbH 

Privatisierung bis spätestens Mitte 1992. 

- Deutsche Lufthansa AG 

Für die Veräußerung ist ein Konzept zu en~:-iickeln, mit dem die VBL-Proble­
mat ik befriedigend gelöst und gleichzeitig.-die Interessen des Haushalts 

gewahrt werden. 

In die UberprUfung der Privatisierungsmöglichkeiten sind ferne~folgende 

Bundesbeteiligungen einzubeziehen: ·~ 

- DSL-Holding 
Treuarbeit 

- alle übrigen Flughafengesellschaften 
- alle Hafengesellschaften 
- sonstige Wasserbau- und wasserbaufinanzierungsgesellschaften 

alle Wohnungsbaugesellschaften 
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- verschiedene Siedlungsgesellschaften beim a.t.. 

Deutsche Gesellschaft für Technische Zusaanenarbeit (GTZ) 
- OEG - Deutsche Investitions- und Entwicklungsgesellschaft llbH 

Darüber hinaus sollte geprüft werden, ob analog § 29 StVZO das PrUflllOl'lopol 
TUV u. a. in den Bereichen Kfz-Teile-Prüfung, Trinkwasseraufbereitungsan­
lagen, Aufzugsanlagen, Oruckbehllter, Schankanlagen und Med1zingerltetechn1k 
entfallen kann. 

SonderverlliSgen 

a) Deutsche Bundesbahn 

We1tere Teilprivatisierungen Deutsche Verkehrs-Kredit-Bank AG (bis auf 
50,1 v. H. ) und Schenker§ Co GmbH (bis auf 25,1 v. H.) s1nd vorzusehen. 

In das Privatisierungskonzept sind ferner einzubeziehen d1e Deutsche 
EisenbahnreklClllle GlnbH, die OSG Deutsche Service-Gesellschaft der Bahn mbH 
und Touristik-Beteiligungen, ggf. in einer Holding zusannengefaBt. 

Es ist auch durch externe Berater zu UberprUfen, ob an der Beteiligungs-
Holding der Bahn Private beteiligt werden können . -

Die Beteiligungen der Deutschen Reichsbahn (sie unterstehen nicht der 
Treuhandanstalt) sind in gleicher Weise unter Heranziehung externer Be­
rater kritisch zu durchfors~en. 

b) ERP-Sondervermögen 

Es ist zu prüfen, wann und an welche Private die Beteiligung an der Ber­
liner Industriebank AG veräußert werden kann. 

Liegenschaften 

- Der Bundesminister der Finanzen prüft im Jahre 1991, in welchem Umfang 
Finanzvermögen des Bundes in den neuen Bundesländern privatisiert werden 
kann. 
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- Oie Deutsche Bundesbahn legt noch 1991 eine Ubersic~t vor, welche Grund­
stUcke unter Heranziehung privater Mitgesellschafter be- und Uberbaut 
werden können mit dem Ziel der finanziellen Entlastung der Bahn. 

- Es ist unverzUglich unter Heranziehung externer Berater festzustellen, in 
welchem Umfang die Reichsbahn mit dem Ziel finanzieller Entlastung zen­
tral gelegene Grundstücke zusannen •it privaten Investoren verwerten und 
damit die Wirtschaftsbelebung in den neuen Bundeslindern unterstützen 

kann. 

13. Private lnfrastrukturfinanzierung 

ln der mit dem Eckwertebeschluß der Bundesregierung zum Bundeshaushalt 1991 
vom 14. NovelRber 1990 eingesetzten Arbeitsgruppe werden konkrete Möglich­
keiten zur privaten Finanzierung öffentlicher Infrastrukturinvestitionen 
geprüft und ggf. konkrete Vorschläge erarbeitet, die rechtzeitig z1111 Kabi­
nettbeschluB über den Bundeshaushalt 1992 vorgelegt werden. 

Mit der privaten lnfrastrukturfinanzierung sollen zusltzliche Investitionen 
insbesondere in den Bereichen Verkehr und IJlll'Weltschutz ermöglicht werden. 

OarUber hinaus soll darauf hingewirkt werden, daß insbesondere die neuen 
Bundesländer und ihre Gemeinden verstärkt privatwirtschaftliche Wege der 

lnfrastrukturfinanzierung nutzen. 

14. Postablieferung 

Oie Deutsche Bundespost leistet in den Jahren 1991 bis 1994 ljne jährliche 

Sonderablieferung von 2 Mrd DM .. 

15. Beiträge Arbeitslosen- und Rentenversicherung •1t Solidar1tltsbe1trag 

fUr Bea•te, Soldaten und Pensionäre 

Oie Beitragssätze zur Arbeitslosenversicherung werden ab 1. April 1991 fUr 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber ut11 Je 1 ,25 vH-Punkt erhöht. Ab 1. Januar 1992 

werderr sie 1111 je 0,25 vH-Punkte abgesenkt. 
Der BMA wird dafUr Sorge tragen, daß die BA fUr 1991 eine globale Minderaus-

gabe von 2,3 Mrd DM erwirtschaftet. 
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Oie Beitrlge zur Rentenversicherung werden ab 1. April 1991 für Arbeitnehlller 
und Arbeitgeber U111 je 0,5 v. H. gesenkt. 

Die Verlnderung der Beiträge ist bei der nächsten Besoldungsrunde entspre­
chend zu berücksichtigen. 

Oie Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten in den fUnf neuen 
Bundesländern wird ab 1992 in den Finanzverbund der Arbeiterrenten- und 
Angestelltenversiche~ung einbezogen. 

Oie Anzahl der Beitragszahler zur knappschaftlichen Rentenversicherung 
(KnRVl vermindert sich zunehmend zugunsten der Rentenversicherung der Ange­
stellten mit der Folge, daß Knappschaftsrenten i111111tr stlrker durch den 
Steuerzahler anstelle des Beitragszahlers finanziert werden. 

Diese Entwicklung soll dadurch korrigiert werden, daß die Mehreinnahmen, die 
in der Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten infolge einer 
Veränderung der Zahl ihrer Beitragszahler (1991) durch den strukturellen 
Wandel im Bergbau entstehen, im Wege des Wanderungsausgleiches an die knapp­
schaftliche Rentenversicherung abgefUhrt werden. 

Neuzugänge in Art. 17 - Betriebe werden nicht inehr der knappschaftlichen 
Rentenversicherung zugeordnet. Dies gilt entsprechend dem Einigungsvertrag 
auch fUr Art. 17 vergleichbare Betriebe im Beitrittsgebiet . 

Bei den Ubrigen fUr den Knappschaftsbereich in Betracht ko11111enden Betrieben 
im Beitrittsgebiet wird das Bundesversicherungsamt beauftragt zu prUfen, ob 
die Voraussetzungen für eine Zuordnung zur knappschaftlichen Rentenversiche­
rung gegeben sind. 

Eine Einbeziehung der knappschaftlichen Rentenversicherung in den Finanz­
verbund der Arbeiterrenten- und Angestelltenversicherung Ist nicht vorge­
sehen. 
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1. 01e Koallt1onsparteien s1nd sich darUber e1n1g, 1n der k011111enden Leg1sla­
turper1ode die Steuerreform fortzufUhren. Neben der verfassungsrechtlich 
gebotenen Verbesserung des Fam111enlastenausgle1chs und der weiteren 
steuerlichen Entlastung des Ex1stenzm1n1lllUllS geht es vorran1g um die 
Sicherung der standortbed1ngungen der deutschen Wirtschaft 1m künftigen 
Europäischen Binnenmarkt und damit um d1e Arbeitsplätze der Zukunft. Das 
Gesetzgebungsverfahren zur Fortführung der Steuerreform wird zum 
31 .12.1992, also rechtzeitig vor Beginn des Euroälschen Binnenmarktes 
abgeschlossen sein. Oie einzelnen EntlastungsmaBnahlllen werden - ggf . 1n 
Stufen - zum frUhestmöglichen Zeitpunkt, spätestens jedoch zum 01.01.1995 

in Kraft treten. 

2. In der ersten Stufe werden d1e Gewerbekapitalsteuer und d1e 
Vermögensteuer abgeschafft. Oie Gewerbesteuer11eBzahl wird fUr 
m1ttelständ1sche Personenunternehmen nach der Hl!he des Gewerbeertrags 
gestaffelt. Zur Finanzierung werden Abschre1bungsvergUnstlgungen 
abgebaut. Ein etwa notwendiger Ausgleich für d1e K011111Unen wird Uber eine 

Anpassung der Gewerbesteuerumlage erfolgen. 

3. Im Beitrittsgebiet wird zur besonderen Förderung der Investitionen und 
Arbeitsplätze auf die Erhebung der Gewerbekapitalsteuer und 'der Vel"llÖgen­
steuer bereits ab 01 .01.1991 verzichtet . Bis zum Inkrafttreten der 
zweiten stufe der· Steuerreform werden d~Uber hinaus Sonderabschreibungen 
in dem Ausmaß der bishe~igen Zonenrandf!!'tderung und ein Freibetrag bei 
der Lohn- und Einkommensteuer. In Höhe von 600 0Mt1 .200 DM jährlich 

gewährt. 
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Änderungen oder Ergänzungen des Grundgesetzes 

1. Bundestag und Bundesrat sollen aus Ihrer Mitte e1n paritätisch zusam­
mengesetztes Gremium berufen, das gemeinsam darUber beraten soll, wel­
che Verfassungsänderungen den gesetzgebenden Körperschaften vorgeschla­
gen werden. Der Beschlußvorschlag 1st Grundlage für Initiativen zur Ver­
fassungsänderung nach Art. ?9 Abs. 1 GG. 

Das gemeinsame Gremium aus Bundestag und Bundesrat soll s1ch inbeson­
' dere mit den in Art. 5 des Einigungsvertrages genannten Grundgesetz­
änderungen befassen silwie mit Änderungen, die mit der Verwirklichung 
der europäischen Union erforderlich werden. 

Eine detaillierte Festlegung der zu behandelnden Themen soll nach Ab­
st inrnung zwischen den Koalitionsparteien 1n Gesprächen mit der Oppo­
sition erfolgen. Oie Gespräche sollen unmittelbar nach der Regierungs­
bildung aufgenonrnen werden. 

Asylrecht 

2. Oie am 25. September 1990 von der Bundesregierung beschlossene Flücht­
l ingskonzeption soll so schnel l wie möglich national wie internat iona l 
praktisch verwirklicht werden, auch unter Einbeziehung der KSZE-Verhand­
lungen. 

3. Es wird bis Ende 1992 eine europäische Regelung des Asylrechts in for­
meller und materieller Hinsicht unter BerUcksicht1gung der Genfer 
Flüchtlingskonvention angestrebt, an der die Bundesrepublik ~eutschland 
m1t gleichen Rechten und Pflichten te1lninvnt. D1e Verhandlungen auf 
europäischer Ebene sind 1n enger Abstimmung mit den Koalitionsfraktio­
nen zu führen. 
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Offen ble1bt die frage, ob in d1esem Zusammenhang d1e Hannon1s1erung 
des Asylrechts 1m Rahmen der EG e1ne Grundgesetzänderung erforderl1ch 
macht. 

4. In Gesprächen m1t den Ländern Uber Schw1er1gke1ten 1m prakt1schen Voll­
zug soll e1ne weitere Beschleunigung des Asylverfahrens angestrebt wer­
den. 

5. Oas Arbe1tsaufnahmeverbot fUr Asylbewerber w1rd abgeschaft_t. 

6. Saisonarbe1tserlaubn1sse fUr Ausländer sollen gro8zUg1ger erte1lt wer­
den. 

7. 01e Erm1ttlung von Ausländern, d1e s1ch 1llegal und ohne Duldung 1m Bun­
desgebiet aufhalten, darf n1cht durch datenschutz- oder sozialh1lfe­
rechtl 1che Bestimmungen behindert werden. 

Aussiedler/Kr1egsfolgengesetze 

8. Oas Auss1edlera~fnahmegesetz b1etet derzeit e1ne ausre1chende Grundlage 
fUr d1e Aufnah111e und Eingliederung von Aussiedlern. 

9. Art. 116 GG bleibt unberührt. 

10. Oie Kr1egsfolgengesetze werden auf 1hre No~wendigkeit UberprUft, ge­
gebenenfalls aufgehoben, angepaßt oder - wenn 11Ögl1ch - m1t dem Bun­
desvertr1ebeneng~setz zusa111111ngefaßt. 
Zur Regelung d1eser 'Fragen 1m Zusammenhang mit den soz1alrechtl1chen 
Best1mmungen w1rd eine besondere Arbeitsgruppe eingesetzt. 

Ausgleichsle1stungen fUr Enteignungen 1• Gebiet der ehemaligen DDR 

11. Enteignungen zwischen 1945 und 1949 
Wenn das Bundesverfassungsgericht im Sinne des E1nigungsvertrags ent­
scheidet , muß eine gesetz11che Regelung des Ausgleichs fUr Ente1gnun­
gen zwischen 1945 und 1949, wie sie in Nr . 1 der Geme1nsamen Erklärung 
vom 15. Jun1 1990 vorgesehen ist, alsbalp 1n Angr1ff genommen werden. 
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12. Enteignungen nach 1949 
FUr nach 1949 enteignetes Grundvermögen 1st entsprechend Z1ff. 3 der 
Gemeinsamen Erklärung e1n Entschädigungsgesetz zu schaffen. 

Rehab11itierungsgesetz 

13. Entsprechend dem Beschluß des Ausschusses Deutsche Einhe1t vom 
19 . September 1990 (Stenographischer Bericht, 20. Sitzung, S. 650 ff.) 
sind d1e Rehab1litierungsregelungen zu UberprUfen und neu zu regeln. 
Die inhaltliche Festlegung im einzelnen wird zu einem späteren Zeit~ 
punk~ vereinbart. 

Gesetzliche Regelung der Stasi-Akten sowie der SED-Akten 

14. Stasi-Akten 
Eine gesetzliche Regelung Uber d1e Aufbewahrung, Nutzung und S1cherung 
der Date1en und Unterlagen des ehemal1gen M1n1steriums fUr Staats­
sicherheit/Amtes fUr Nationale S1cherhe1t soll unm1ttelbar nach der 
Regierungsb1ldung vorbereitet werden. E1nzelheiten hierzu sollen als­
bald 1n Gesprächen mit der SPD und ·8Undn1s 90 festgelegt werden. 

15 . Akte·n der SED und der Massenorgan1sat1onen 
D1e Bestände des SED-Parteiarchivs und der Massenorgan1sat1onen, so­
weit sie staat11che Angelegenhe1ten betreffen, s1nd 1n das Bundesar­
chiv zu überführen , um sie auf Dauer zu sichern, nutzbar zu machen und 
wissenschaftlich zu verwerten. HierfUr ist eine e1ndeut1ge ·Rechtsgrund­
lage durch Änderung des Bundesarch1vgesetzes zu schaffen. 

Staatsangehörigkeitsrecht 

16. In der 12. Legislaturperiode soll e1ne umfassende Reform des Staats­
angehör1gkeitsrechts 1n Angr1ff genommen werden . 
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organisierte Kr1a1na11tät 

17 . Der Bekämpfung der organisierten Kri•1nalität, 1nsbesondere der Rausch­
giftkriminalität, kOCllßlt fUr die Bewahrung der Inneren Sicherhe1t beson­
dere Bedeutung zu. 
Der Begriff der organisierten Kri•ina11tät ist zu definieren . 

18 . Änderungen des StGB 
In das Strafgesetzbuch sind Vorschriften Uber 

- Geldwäsche 
- erweiterter Verfall 
- Verml!gensstrafe 
aufzunehmen. 

19 . Änderungen der StPO 
Oie StPO soll um folgende Bereiche ergänzt werden: 
- Rasterfahndung; 

dabei ist ein Richtervorbehalt sowie die Beteiligung des Bundesbe­
auftragten fUr den Datenschutz vorzusehen . 

- Einsatz verdeckter Ermittler; 
dabei ist klarzustellen , daB der als verdeckter Ermittler tätige 
Beamte keine Straftaten begehen darf . 

- Zeugenschutz; 
~ 

Grundlage fUr die Neuf.assung des § 68 StPO ~st Art. 4 Ziff. 1 des 
Gesetzentwurfs des BUfldesrates zur Bekämpfung des 111egalen Rausch­
gifthandels und anderer Erscheinungsformen der Organ1sierten Krimina­
lität (ST-Drucksache 11/7663, s. 10). Es bedarf Jedoch der Kl~stel­
lung, daB keine Täuschung darüber zulässig ist, in welcher E11en­
schaft der Zeuge seine Erkenntnisse gewonnen hat . 

- Zeugnisverweigerungsrecht fUr Drogenberater 

Bundesgrenzschutz 

20. Der Bundesgrenzschutz als wichtiges Element im Sicherheitsverbund zwi­
schen Bund und Ländern soll in seiner derzeitigen Größenordnung in den 
alten und neuen Bundesländern fortbestehen . Zusätzlich werden ihm die 
Aufgaben der Bahnpolizei und - auf Antrag des Jeweiligen Landes - des 
Schutzes vor Angriffen auf die Sicherheit des Luftverkehrs übertragen. 
Gesetzliche Grundlagen fUr die Übernahme dieser Aufgaben sind unverzUg­
lich zu schaffen. Vor Einbringung des Gesetzentwurfs ist eine Abstim­
mung mit den Ländern über Abgrenzungen zu den Aufgaben der länderpoli­
zeien erforderlich. 
Außerdem sollen dem Bundesgrenzschutz Schutzaufgaben fUr Mitglieder 
der Verfassungsorgane des Bundes (vgl . § 9 BKA-Gesetz) Ubertragen wer­
den . 

Geaeinsaaes Sicherheitsprogra„ Bund - Linder 

21 . Das gemeinsame Sicherheitsprogramm Bund - Länder ist fortzuschreiben. 

UberprUfung des PKK-Gesetzes 

22. Das PKK-Gesetz ist mit dem Ziel zu UberprUfen, die Befugnisse der Kom­
mission zu stärken. 

Nachrichtendienste 

23. Es ist zu prUfen , welche Folgerungen sich aus den politischen Verän­
derungen fUr die Tätigkeiten der Nachrichtendienste .ergeben. 

Kultur 

24. Die Bundesregierung hat für eine Ubergangsfinanzierung von Kunst und 
Kultur i n den neuen Bundesländern 900 Mio DM in den Haushaltsentwurf 
1991 eingestellt. Es wird ein Beirat aus Sachverständigen gebildet, 
der den Bundesminister des Innern bei der Verteilung dieser Mittel 
berät. 
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Z5 . Das baul1che kulturelle Erbe 1n den neuen Bundeslindern 11Uß erhalten 
werden. 01e jewe1ls zuständ1gen Ressorts , 1nsbesondere BMI und BMBau, 
werden beauftragt, in Absti111111ng •it de• jewe1ligen Land e1n Prograan 
fUr e1nen Beitrag zur Denkmalpflege und zur Erhaltung h1storischer Bau­

substanz zu erarbe1ten. 
In d1eses Progra11111 soll d1e Deutsch• Stiftung Denkmalschutz e. V. ein-

bezogen werden. 
Zur Finanzierung des Progranrns sind erhebl1che zusltz11che F1nanzm1t­
tel erforderlich. Zur Aufbringung dieser Mittel müssen auch unkonven­
t1onel le Wege beschritten werden. 

Z6 . Das vom Deutschen Bundestag in der 11. Legislaturperiode zust1nrnend 
zur Kenntnis geno1111ene Aktionsprogramm zur We1terfUhrung der ostdeut­
schen Kulturarbeit in den Jahren 1gea bis 19g3 bleibt Grundlage der 
Forderung dieser Arbeit und ist im Hinblick auf die neuen Entwicklun­

gen fortzuschr eiben . 

Z7. In Fortführung des Gesetzes zur steuerlichen Förderung von Kunst, Kul­
tur und Stiftungen vOlll 09 .11.1990 sollen Verbesserungen der steuer­
lichen und sonstigen Rah.enbedingungen fUr die kulturelle Tltigkeit 
auch in der nächsten Legislaturperiode fortentwickelt werden. 

Öffentlicher Dienst 

28 . Der öffentliche Dienst wird seinen Auftrag im vereinten Deutschland in 
der bewährten Gliederun~ mit Beamten und Arbe'l_tneh111ern erfüllen ; er 
soll sich dabe1 modern. und attraktiv gestaltet'! und an der Entwicklung 
der Lebensverhlltnisse-te1lnehmen. Der öffentliche Dienst hat zugleich 
e1ne wichtige Funktion be1m Zusalllll!nwachsen Europas ; er wird dot t hohe 
fachl 1che und persönliche Maßstäbe , sachgerechte FreizUg1gkeit _~d um­

fassende Zusam1111narbei t einbringen . 

29 . In Abst immung mit den alten Bundeslindern 1st unverzüglich eine Konzep­
t 1on zu entwickeln, die fUr lei stungsfähige und hoehqualifiz1erte 
Beamte einen Anre1z bietet , 1n den Dienst der neuen Bundesländer über­

zuwechseln . 

Datenschutz 

30 . 01e Umsetzung des Volkszlhlungsurteils 1st intens1v weiter voranzu­
treiben, u. a. durch die Einbringung eines Gehe1•schutzgesetzes, eines 
Personalaktengesetzes sow1e durch d1e Anpassung der stat1stischen Ge­
setze . 

Verf ahrensverltUrzung be1 großen Invest1t1onsvorti.ben 

31 . Der zUg1ge Aufbau der W1rtschaft 1n den neuen Bundesländern 1st nur 
mög11ch , wenn Entsche1dungen Ober GroB1nvest1t1onen, 1nsbesondere 1m 
Verkehrsbere1ch, schnell getroffen und umgesetzt werden können . oa 
dies mit den herkönm11chen Planungsverfahren n1cht möglich ist , w1rd 
die Bundesregierung alle rechtlich möglichen Maßnahmen zur Beschleuni­
gung ergre1fen . 

Oie zuständigen Ressorts werden beauf tragt, unverzüglich Vor schläge fUr 
- zeitl ich befristete und regional beschränkte - al lgemeine Gesetzesän­
derungen zur Verfahrensbeschleun1gung zu erarbe1ten. 

In einer Ausnahmes1tuat1on kann es trotz der VerltUrzung des Rechts­
schutzes verfassungsrechtlich zulässig sein, 

die sonst vorgesehene behördliche Planungsentscheidung 
- sowie die dam1t verbundenen Ente1gnungen 1m Wege einer Legalenteig­

nung 
durch MaBnahmegesetze zu ersetzen . 

Oie zuständigen· Ressorts werden in Abstinmung m1t den Verfassungsres­
sorts beauftragt, unverzUg11ch zu prUfen, bei welchen konkreten E1nzel­
projekten, insbesondere im Verkehrsbereich, die Voraussetzungen fUr sol­
che Gesetze vorliegen. 
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Verbesserung der Rechtsstellung n1chtehel1cher Kinder 

32. Verbesserungen der Rechtsstellung n1chtehe11cher K1nder sollen 1• U11-
gangs-, Sorge-, Erb- und Unterhaltsrecht geprüft werden. 

Refor• des Insolvenzrechts 

33. Auf der Grundlage der Vorarbe1ten des BMJ soll ein einheitliches In­
solvenzverfahren mit marktwirtschaftlicher Ausrichtung geschaffen wer­
den. In diesem Zusannenhang bedUrfen die Proble1111 des § 613 a BGB , des 
Soz1alplans im Konkurs, der Aufhebung des S 419 BGB und der Refona der 
Bauhandwerkersicherung einer anget11essenen Losung. 

Rechtspflege•1nister1Ull 

34 . Nachde• den Lindern gesetzlich ermöglicht worden ist, Rechtspflege­
m1n1sterien einzurichten, ist d1es auch .rur den Bund anzustreben. 

Rechtsanwalts- und Notarrecht 

35. Im Rechtsanwalts- und Notarrecht gilt es, u. a. die Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts, des Bundesgerichtshofs und des Europlischen 

Gerichtshofs umzusetzen. 

Entlastung der Gerichte .. 
36. Oie Entlastung der Ger~chte (insbesondere auc~des Bundesverfassungs­

gerichts und der obersten Bundesgerichte) bleibt - vor alle11 auch 1m 
Hinblick auf die fUnf neuen Bundesllnder - ein Z1el der RechtsPo~1~1k . 
Der außergerichtlichen Stre1terled1gung kommt dabe1 besondere ~eu­
tung zu. 
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lekl!pfunp der U.W.1tkr1•1na11tlt 

37 . Oie Koalitionspartner werden den Entwurf eines 2. Gesetzes zur Beklllp­
fung der lllweltkr1•1nalitlt (Bundestagsdrucksache 11/6453) erneut ein­
bringen. 

S 175 StGB 

38. 01e §S 175, 182 StGB sollen durch eine einheitliche Schutzvorschr1ft 
fUr llllnn11che und weibliche Jugendliche unter 16 Jahren ersetzt werden 
(1nnerdeutsche Rechtsangleichung). 



CDU-Dokumentation 2/1991 

Der Soz11lstaat 1st eines der wesentlichen Eleeente in unserer freihe1t­
l 1chen Gesellsch1ft des wiedervereinigten Deutschlands. Ihn fUr die Zu­
kunft zu gest1lten, ist eine der gro6en Aufgaben der ka.nenden Legisla­

turperiode. 

Arbe1tsMrkt 

1. Die aktive Arbeits.arktpolitik ist 1uf hohem Nive1u fortzusetren. Ihre 
lnstrU111ente sind verstärkt auf Proble11gruppen zu orientieren. 
Die Sonderprogr1nrne zugunsten Langzeitarbeitsloser werden Ober 1991 

hinaus verllngert. 

2. Die Qualifizierungsoffensive in den fünf neuen Bundesländern wird ver­
stärkt, das Progratm1 zum Aufbau von Weiterbildungseinrichtungen Ober 
1990 hinaus fortgeführt. Die Sonderregelungen bei Kurzarbeit und 
ArbeltsbeschaffungsmaBnahllen werden bis z1111 31 .12 .1991 verll119ert; 
dabei soll Kurzarbeit stärker •it Qualifizierungs- und 
Fortb1ldungsM8nahmen verzahnt werden. 
Einvernehlaen besteht darüber, d18 Kurz1rbeitergeld-leistungen bei 
Nichtteilnahnle an Fortbildungs- und Uaischulungs•aBnahmen begrenzt wer-

den. 

Die Frauen sind an den Qualifizierungs- und Ar~eltsbeschaffungs.aB­
nahmen entsprechend ihrem Anteil 'an den Personen ohne Beschäftigung zu 

bete i 11gen. 

3. Das Sonderprogra11111 "Wiedereingliederung von Frauen nach der F1•Uien­

phase• Ist zu verlängern. 
D1e Leistungen des Arbeitsförderungsgesetzes fUr freuen nach der Fa•i­
lienphase sind dahingehend zu verbessern, daB neben der Erzlehu119stl­
tigkeit d1e Pflegetltigkeit anerkannt wird. Die Einarbe1tungszuschUsse 
sind •1t e1ne. Rechtsanspruch zu versehen; d1e Bedingungen des Rechts­
anspruchs sind i• Rahlllen der gesetzlichen Regelung festzulegen. 
Zur Wiedereingliederung von Pflegekrlften ist i• Rahllen des Arbe1tsfOr­

derungsgesetzes ein Sonderprograan zu schaffen. 
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4. Die frage der Schaffung der gesetzlichen Voraussetzungen für die Zulas­
sung einer gewerbsmäßigen privaten Arbeitsvel"'lllittl~ng wird bis zum 
31.12.1992 von der Koalition entschieden. Entschieden wird bis späte­
stens Mitte 1992 die frage der Kündigung des ILO-Abkommens Nr . 96. 
Der Bundesarbeits•inister wird beauftragt, Vorschläge zu unterbreiten, 
wie die Möglichkeiten des § 23 AFG bei der Beauftragung von Einrich­
tungen und Personen mit Arbeitsver111ittlung effektiver gestaltet werden 
können. 

5. Die Koalitionsp1rteien setzen unter Federführung des Bundesarbeitsmi­
nisters eine Koalitionsarbeitsgruppe zur Bekämpfung des Mißbrauchs bei 
Arbeitslosigkeit ein. Die Arbeitsgruppe legt Vorschllge vor, wie dem 
Mißbrauch bestehender Hilfen und Vergünstigungen durch eine nicht aus­
reichend an Arbeit interessierte Minderheit entgegengewirkt werden 
kann. Zur Erhöhung der Transparenz auf dem Arbeitsmarkt soll die Ar­
beitsgruppe auch Anregungen zur Verbesserung der Arbeitsmarktstatistik 
geben. 

6. Die Bundesregierung setzt sich fUr grenzüberschreitende Unterrichtungs­
und Beratungsrechte der Arbeitnehnlervertretungen in europaweit tätigen 
Unternehmen ein. Die in Deutschland bestehende Mitbestlanung mu8 
gesichert bleiben. 

7. Die Bemühungen Ulll die Schaffung einer europllschen Sozialcharta werden 
unterstützt. 

Arbeitsrecht und Arbeitsschutz 

8. Unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
wird die gesetzliche Gleichstellung von Arbeitern und Angestellten i• 
Arbeitsvertragsrecht sichergestellt. Das bezieht sich insbesondere auf 
die gesetzlichen Kündigungsfristen und die Lohnfortzahlung i• 
Krankheitsfall. 
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9. Oie Arbeitszeitordnung wir-d modernen Erfordernissen angepaßt. An det1 
grundsätzlichen Verbot der Sonntagsarbeit wird festgehalten. Der beson­
dere Frauenarbeitsschutz ist unter Berücksichtigung des Gesundheits­
schutzes neu zu regeln. Das Nachtarbeitsverbot für Arbeiterinnen wird 

aufgehoben. 

10. Der Arbeitsschutz im Sinne des betrieblichen Gesundheitsschutzes und 
der Sicherheit von Geräten und Maschinen ist unter Berücksichtigung 
der inhaltlichen und zeitlichen Vorgaben der EG-Richtlinien neu zu 

regeln. 

11. Oie Harmonisierung des Arbeitsschutzes in Europa wird unterstützt. 

12. § 613 a BGB soll bis Ende 1992 für das Gebiet der früheren DDR ausge­
setzt werden . Oie dafür erforderlichen europarechtlichen Voraussetzun­

gen sollen geschaffen werden. 

13. Oie Regelung der Ladenöffnungszeiten in den neuen Bundeslindern bleibt 
bis 31 .12.1992 bestehen. 

Rentenversicherung 

14. Das Rentenreformgesetz 1992 wird auf das Gebiet der fünf neuen Bundes­
länder zum 1. Januar 1992 übertragen. Das schließt ein, daß das Hinter­
bliebenenrentenreformrecht auch auf den Rentenbestand erstreckt wird. 
Uitsprechendes gilt für die gesetzliche U~fallversicherung. Unberührt 
davon bleiben unterschiedliche Rentenanpa~ungen in den fünf neuen 
Bundesländern bei unterschiedlichen Bemessungsgrundlagen. 

15. Oie Rentenversicherung der Arbeit~r und der Angestellten il\..~en fünf 
neuen Bundesländern wird ab 1992 in den Finanzverbund der Arbeiterren­

ten- und Angestelltenversicherung einbezogen. 

16 . Der Beitragssatz in der Arbeitslosenversicherung wird ab 1.4. 1991 um 
2,5 i-Punkte angehoben; ab 1992 beträgt die Anhebung 2,0 i-Punkte 

gegenüber Stand 1990. 
Der BMA wird dafür Sorge tragen, daß die BA für 1991 eine globale Min-
derausgabe von 2,3 Mrd DM erwirtschaftet. 
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17. In der gesetzlichen Rentenversicherung wird der Beitragssatz ab 
1.4.1991 um 1 i-Punkt gesenkt. 

18. Eine Einbeziehung der knappschaftlichen Rentenversicherung in den 
Finanzverbund der Arbeiterrenten- und Angestelltenversicherung ist 
nicht vorgesehen. 

Die Anzahl der Beitragszahler zur knappschaftlichen Rentenversicherung 
(KnRV) vermindert sich zunehmend zugunsten der Rentenversicher~ng der 
Angestellten mit der folge, daB Knappschaftsrenten immer stärker durch 
den Steuerzahler anstelle des Beitragszahlers finanziert werden. 

Diese Entwicklung soll -dadurch korrigiert werden, daß die 
Mehreinnahmen, die in der Rentenversicherung der Arbeiter und der 
Angestellten infolge einer Veränderung der Zahl ihrer Beitragszahler 
(1991) durch den strukturellen Wandel im Bergbau entstehen, im Wege 
d~s Wanderungsausgleiches an die knappschaftliche Rentenversicherung 
abgeführt werden. 

Neuzugänge in Art. 17 - Betrieben werden nicht mehr der knappschaft­
lichen Rentenversicherung zugeordnet. Dies gilt entsprechend dem Eini­
gungsvertrag auch für Art. 17 vergleichbare Betriebe im Beitrittsge­
biet. 

Bei den übrigen für den Knappschaftsbereich in Betracht k011111enden Be­
trieben im Beitrittsgebiet wird das Bundesvers1cherungsamt beauftragt 
zu prüfen, ob die Voraussetzungen für eine Zuordnung zur knappschaft­
lichen Rentenversicherung. gegeben sind. 

19. Das Fremdrentenrecht ist den sich verändernden Verhältnissen zwischen 
Ost und West anzupassen. 

20. Entsprechend den Regelungen des Einigungsvertrages werden unter BerUck­
s ichtigung der Protokollerklärung in der Kabinettsitzung vom 14. Novem­
ber 1990 Ansprüche und Anwartschaften aus Zusatz- und Sonderversor­
gungssystemen in den fünf neuen Bundesländern UberprUft und unter Be­
rücksichtigung der 1m Rahmen der Überleitung des Rentenrechts zu tref­
fenden Regelungen in die Rentenversicherung überführt. 
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21. 01e betr1ebl1che Alterss1cherung 1st 1m H1nbl1ck auf Fehlentwicklungen 

zu überprüfen. 

Gesundheit 

22. Das Gesundhe1ts-Reformgesetz 1st züg1g we1ter umzusetzen. Das g1lt 
1nsbesondere fUr die von der Selbstverwaltung zu erschließenden weite­
ren Einsparpotent1ale, vor allem durch Festbeträge, Richtgrößen und 
Wirtschaftlichke1tsprUfungen. Auch in diesem Zusalllll8nhang sollen, wie 
bei der Beschlußfassung Uber das Gesundheits-Reformgesetz angekündigt, 
dessen Auswirkungen geprüft sowie notwendigen Anpassungen Rechnung 
getragen werden. 

23. Die Bemühungen, zUgig ein einheitliches hohes Niveau der gesundheit­
lichen Versorgung in ganz Deutschland zu erreichen, werden fortge­
setzt. Zu diesem Zweck sollen entsprechend Art. 33 Abs. 1 des Eini­
gungsvertrages den neuen Bundesländern M1ttel ZUll Abbau des investiven 
Nachholbedarfs in den Krankenhäusern zu Verfügung gestellt werden. 
Dabei s1nd vorrangig auch d1e Mittel des Ge11eindekreditprogra.ns zu 

verwenden. 

24. Die Pflegeberufe sind 111ateriell und ideell aufzuwerten. Die vorhande­
nen Berufsbilder sind zu Uberprüfen und den verlnderten Verhältnissen 
anzupassen. Ein bundese1nheitliches Altenpflegegesetz ist anzustreben. 
Den Pflegekräften sind Qualifizierungs- und Aufstiegsmöglichkeiten zu 
eröffnen. Die Umschulung in die Berufe der Al~en~ und Krankenpflege 

soll verstärkt und ge\ördert werden. 

25. Gesetzlich zu regeln ist das Berufsbild und d1e Tätigkeit des psycholo­
gischen Psychotherapeuten gemäß den von den Koalitionsfraktion~ fest­

gelegten Eckpunkten. 

26. Gesetzlich zu regeln sind auch die noch nicht geregelten Berufsbilder 
fUr die Ubrigen, n1chtärztlichen Gesundheitsberufe. U• den Interessen 
von Bund und Lindern ausgewogen Rechnung zu tragen, soll die Regelung 

in For• eines Rahmengesetzes erfolgen. 
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Krankenversicherung 

27. In der gesetzlichen Krankenversicherung wird e1ne Refon11 der Organisa­
tions- und Finanzstrukturen •1t folgenden Schwerpunkten durchgeführt: 

- Erweiterung der Kassenwahlfreiheit unter Wahrung des gegebenen ge­
gliederten Syste•s, 

- Reduzierung von strukturell bedingten Be1tragssatzunterschieden bei 
Ablehnung eines kassenarten0bergre1fenden Finanzausgleichs . 

28. Zur Erhöhung der Wirtschaftlichkeit in den Krankenhäusern soll unter 
Mitwirkung der Bundesländer die Krankenhausf1nanzierung weiter ent­
wickelt werden. Dabei geht es auch U111 eine bessere Verzahnung von ambu­
lanter und stationärer Versorgung nach detn Grundsatz •soviel alllbulant 
wie lllllglich, soviel stat1onlr wie nötig". 
D1e Einwerbung privaten Kapitals w1rd unterstützt. 

29. I~ Krankenhausbere1ch s1nd belastungsorientierte (zeit/arbeitsintensiv 
orientierte) Anhaltszahlen fUr die pflegerischen Tltigke1ten zu ent­
wickeln. 

30. § 311 Abs. 1 Buchst. b SGB V ist. inhaltlich wie folgt zu modifizieren: 

Als Finanzierungsbeteiligung von Herstellern, Großhändlern und Apothe­
kern wird vorgeschlagen: 

1. Im ersten Jahr der Neuregelung (1.4.1991 bis 31 .3.1992): 

Bei eine111 Finanzierungsdefizit bis zu 500 Mio DM erfolgt der Aus­
gleich durch d1e Marktbete1ligten zu 100 S; darüber hinaus tragen 
die Marktbeteil1gten 50 i des ein Finanzierungsdefizit von 500 M1o 
DM überschreitenden Betrages . 

2. In zweiten Jahr der Neuregelung (1.4.1992 b1s 31.3.1993): 
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Be1 e1ne11 F1nanz1erungsdef1z1t b1s zu t Mrd DM erfolgt der Aus­
gleich durch d1e Marktbete111gten zu 100 i : darüber h1naus tragen 
die Mlrktbete111gten 50 i des e1n Finanzierungsdef1z1t von t Mrd. 
DM llberschreitenden Betrages . 

3. l• dr1tten Jahr der Neur1!9tlung (1 . 4. t993 bis 31 . 12.t993): 

Be1 e1nea F1na~1erungsdeflz1t b1s zu 700 M1o DM erfolgt der Aus­
gleich dureh d1e Narktbete111gten zu too S; darOber hinaus tragen 
die Marktbete111gten 50 i des e1n F1nanz1erungsclef1z1t von 700 M1o 

DM überschreitenden Betrages . 

Der Bundes•lnister der Finanzen verzichtet in ll6he von 600 Mio DM auf 
Rückzahlung des der gesetzlichen Krankenversichtnli!I i• Beltr1ttsge­
b1et i• Haushaltsjahr 1990 zur Verfügung gestellten Betr1ebs•ltteldlr-

lehns . 

31 . Der Anspruch auf Freistellung von der Arbeit zur Pflege kranker Kinder 
ist von bisher 5 auf kUnft1g 10 Tage für Jeden Ehepartner bzw. 20 Tage 
für Alle1nerziehende zu erweitern; d1e Altersgrenze der zu pflegenden 

Kinder w1rd allge11tln auf 12 Jahre angehoben. 

Reliab l 11tat 1on 

32. Alter und Beh1nderung dürfen keine Schranke für d1e Te1lnallle a• ge­
sellsehaft11chen Leben bilden. Durch med1z~isehe, berufliche und so­
ziale Rehabilitation,, Förderung und Betreu~g soll verstlrkt zu e1ner 
.ögllchst unabhlngigen, weitgehend selbstlndlgen Lebensführung be1 

Behinderung und i~ Alter beigetragen werden . 
Das Rehab11itatlons- und Schwerbehindertenrecht 1st detlelltsptechend 1n 
übersichtlicher Fol'll zusa..enzufassen und In das Soz1algesetz'bueh als 
we1teres Buch e1nzuordnen. l• Zusa9111tnhang •it der Kodifizierung sol­
len dabei sinnvolle Reehtsbere1nigungen und Änderungen vorgen0ftll1tn 
sow1e d1e Mögl1chke1ten zusltzlieher begrenzter Sachrefol"lltn geprUft 

werden. 

CDU-Dokumentation 2/1991 

E1nk01111en und Transferle1stungen 

33. Die E1nkOIMlensbegr1ffe bei Transferleistungen sind •1t de. Ziel de 

Har110r11sierung und eines eventuellen Ausgleichsyste.s zu überprüfe:. 

Pflegesicherung 

34 . Die Bundesregierung w1rd bis ZUll 1.6.1992 de. Deutschen Bundestag 
e1nen Gestt~entwurf zur Absicherung bei PflegebedUrft1gke1t vorlegen. 
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Fa•111enla1t1n1usgl11ch 

1. Den Beschlüssen des Bundesverfassungsgerichts z111 K1nderlastenausgle1ch 
VOii 29.05. und 12 .06 .1990 w1rd für d1e Jahre 1983 b1s 1985 1n dem nach 
de. Grundsatz des S 79 Abs . 2 Satz 1 BYerfGG vorgegebenen Ullfang Rech­
nung getragen: Rechtss1cherhe1t und Rechtsfr1eden behalten Vorrang vor 
einer grö8tmög11chen „ter1ellen Gerecht1CJke1t 1• E1nzelfa11 . In den 
noch n1cht bestandskrlft1oen Steuerfestsetzungen wird der .K1nderfre1be­
trag für erste K1nder auf rd. 2.400 DM und für we1tere K1nder 1n entspre­
chend ger1ngereia MaBe erhllht. Be1 K1ndergeld-festsetzungen, d1e wegen 
der KDrzung noch offen sind, w1rd das volle K1nderveld für Zwe1tk1nder 
gezahlt. Jede andere, nicht auf d1e Zukunft gerichtete Regelung wird den 
fam111en • it ihren berechtigten Entlastungserwartungen, vor all„ den 
fam111en 1n den neuen Bundisllndern, nicht gerecht. 

2. An dem seit 1g53 bestehenden dualen System des K1nderlastenausgle1chs, 
K1nderfreibeträge und Kindergeld w1rd derze1t festgehalten. M1t Rück­
sicht auf die neuen Bundesllnder 1st das K1ndergeld unverz1chtbar, da 
Kinderfre1beträge von den me1sten fam111en n1cht genutzt werden können . 

3. Der K1nderlastenausgle1ch ist entsprechend den durch das Bundesverfas­
sungsgericht gesetzten MaBstlben zu gestalten , d. h. das Ex1stenZ111n1 ... 
für K1nder darf n1cht versteuert werden . 

4. D1e Entscheidungen zur Refol'll des fa.111enlastenausgle1chs und zur Unter-
neh8enssteuerrefona s1nd 1• Zusllllllllhang zu treffen . 

~ 
5. In e1ner ersten Stufe wird ab 01.01 .19g2 das Erstk1nderveld allf 70 DM 

erhöht. Der steuer11che Kinderfre1betrag w1rd auf e1nen Betrag angeho­
ben, der zusa1111en •1t deia K1ndergeld das Ex1stenz•1n18Ull s1chert. Als 
Übergangslösung wird im Be1tr1ttsgeb1et das Kindergeld für E1nk1nd­
faialllen ab 1. Januar 1991 bis 31 . Dezetlber 1991 um 15 DM auf 65 DM 
llOllat11ch erhöht. 

Kindergeld und Kindergeldzuschlag s1nd schon bei der anstehenden ersten 
Stufe für alle Kinder auszuzahlen und d1e Klndergeldbetrlge gegebenen­
falls bei der E1nkOlllltllsteuer (Lohnsteuer) zu verrechnen. 
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6. FUr d1e 2. Stufe des Fam111enlastenausgleichs wird die Bundesregierung 
beauftragt , de• Kabinett zu Beginn des Jahres 1gg3 einen Vorschlag zur 
Weiterentwicklung des Familienlastenausgle1chs vorzulegen . Dafür gelten 
folgende Überlegungen: 

Das ExistenzmlnlllUlll von Kindern wird in stärkerem Umfang als bisher 
(in weitestmöglichem Ullfang) auf direkte. Weg, d. h. über einen 
steuerlichen Kinderfreibetrag von der Einko.nensteuer freigestellt . 
Solange der Kinderfre1betrag das steuer liche Existenzminimum noch 
nicht erreicht hat, haben Erhöhungen des Kinderfreibetrages grund­
sätzlich Vorrang vor Erhöhungen des Kindergeldes . Ziel ist, den 
Kinderfreibetrag auf die volle Höhe des ExistenzminilllUllS zu erhöhen. 

Die Eink0111111ensteuer, d1e bis zum Erreichen dieses Z1els auf den 
nicht durch Kinderfreibeträge abgedeckten Teil des Existenzmini111W11s 
eines Kindes entfäl l t, wird durch einen Kindergeld-Sockelbetrag 
ausgeglichen. Darüber h1naus erhalten fa.111en m1t n1edr1gem E1nk0111-
111en (sow1e kinderreiche Familien) zusltzliches Kindergeld. 

Nach Erhöhung des K1nderfreibetrages auf das Existenz•in11111• besteht 
bei Fami lien • it höherem Einkoaaen ke1ne Notwend1gke1t „ hr , zusätz­
lich ein Kindergeld zu zahlen. 

Das ZukunftsllOdell soll zu einer Vereinfachung für die antragste l lenden 
f181llen und für die antragbearbeitende Verwaltung führen . Zu berücks ich­
tigen sind außerdem die beiden Zielsetzungen des dualen Systems , d1e 
Fa.1lienhaushalte nach ihrer wirtschaftlichen leistungsfäh1gke1t zu 
besteuern und sie nach Bedarfsgesichtspunkten zu fördern. Der Schwer­
punkt soll aus verfassungsrechtlichen Gründen beim Kinderfreibetrag 
liegen. 

Sozial fla'*ierende Maenatwen zur YerbesseN'!g der sozialen Hilfen 1• Schwan­
gerschaftskonflikt und zur Förderung einer kinclerfreundlfcheren U.Welt 
(Bezug: finigunpsvertrag Art . 3!, Abs. 4) 

7. 1111 dell Rechtsanspruch auf soz1ale Hi lfen g..aB Art . 31, Abs. 4 gerecht 
zu werden, wird vereinbart: 
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Verlängerung des Erziehungsgeldes zum 01 .01 .1g93 um we1tere 6 Monate 
auf 24 Monate verbunden mit Erziehungsurlaub und Beschäftigungsgaran­

tie. 

Ausweitung des Erziehungsurlaubs mit Beschäftigungsgarantie auf 
3 Jahre zum 01 .01 .1992, wobei die Länder aufgefordert werden, ein 
Landeserziehungsgeld zu gewährleisten. 

Kinderbetreuungskosten sollen bis zu 1B.OOO DM steuerlich absetzbar 
se1n (ab 1994). 

B. Hir wollen m1t den Ländern einen Rechtsanspruch auf einen K1ndergarten­
platz schaffen, der zu einer entsprechenden Novel_lierung des Jugendhilfe­
gesetzes in diesem Punkt führt. Notwendig ist auBerdet11 ein bedarfsgerech­
tes Angebot an Kindertagesstätten und bedarfsorientierte Kinderbetreuung 

unter 3 Jahren . 

9. Aufstockung des Mehrbedarfs fUr Soz1alhilfeempfänger1nnen und Regreßaus­
schluB fUr gewährte Leistungen in Schwangerschaftskonfliktsit~ationen. 

10. Fortb1ldung in Te1lze1tform bei Erstattung von Betreuungskosten wahrend 

der Ma8nahine. 

11. Verbesserung des Unterhaltsvorschusses, Verdoppelung der Leistungsdauer 

und bis zum Alter von 12 Jahren. 

12. Der Anspruch auf ~~eistellung von der Ar~it zur Pflege kranker Kinder 
ist von bisher 5 ·auf künftig 1 O Tage fUr jeden Ehepartner bzw. 20 Tage 
für Alleinerziehende zu erweitern; die Altersgrenze der zu.pflegenden 
Kinder wird allgemein auf 12 Jahre angehoben. ~ 

13. Bis zum Inkrafttreten einer gesetzlichen Neuregelung des § 218 StGB und 
somit auch der Beratung beteiligt sich der Bund auf der Grundlage einer 
Verwaltungsvereinbarung an der Finanzierung der Beratungsstellen in den 
neuen Bundesländern. Die Beratung w1rd in den alten Bundesländern ent­
sprechend den Länderregelungen b1s zum Inkrafttreten e1ner gesetzlichen 
Neuregelung des § 218 StGB fortgeführt. In diesem Zusammenhang verweist 
die CSU auf die Unverzichtbarkeit des Bestandschutzes des bayer1schen 
Beratungsgesetzes auch bei einer Neuregelung. 

CDU-Dokumentation 2/1991 

Frauenpolitik 

14. Artikelgesetz zur Gleichberecht1gung von Mann und Frau u. a. mit gesetz-
11chen Regelungen zur Frauenförderung, den Kompetenzen der Frauenbeauf­
tragten in den Bundesbehörden sowie zur Verbesserung der Teilze1tarbe1t 
(Ausschreibungsregelungen) 1m öffentlichen Dienst und Novellierung des 
Betr1ebsverfassungsgesetzes, u• de111 Betriebsrat ein Mitwirkungsrecht bei 
Maßnahmen der Frauenförderung e1nzuräumen . 

15. Maßnahmen für Frauen auf dem Arbeitsmarkt und im Arbeitsrecht: 

Verlängerung des Sonderprogra111111s zur "Wiedereingliederung von Frauen 
nach der Familienphase"; 

Verbesserung der AFG-Leistungen: 
in Art . 44 AFG, s. II ,4; 
in Art. 46 AFG Einbeziehung der Pflegetätigkeit neben der Erziehungs­
tätigkeit; Art . 49 AFG: Rechtsanspruch auf EinarbeitungszuschUsse; 

Sonderprogramm zur Wiedereingliederung von Pflegekräften im Rahmen 
des AFG; 

Neuregelung der Arbeitszeitordnung, Aufhebung des Nachtarbeitsver­
bots fUr Arbeiterinnen. 

16. Scheidungsfolgen/Versorgungsausgleich/deutsch-deutsche Rechtsangleichung 
Das Hirksamwerden des Versorgungsausgleichs in den neuen Bundesländern 
am 1. Januar 1992 muß von besonderen Bewertungsvorschriften begleitet 
werden. Gleichzei tig muß das Gesetz zur Regelung von Härten im Versor­
gungsausgleich in Dauerrecht UberfUhrt werden. 

17. Verbesserung der Rechtsstellung nichtehelicher Kinder 
Das Recht der nichtehelichen Kinder soll umfassend UberprUft werden. 
Geprüft werden sollen insbesondere: 

die Möglichkeit, nicht miteinander verhe1rateter Eltern auf überein­
stinvnenden Antrag die elterliche Sorge für ihr Kind gemeinsam zu 
übertragen; 
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_ die Hllglichkeit, deat nach Trennung nicht 11ehr eorgabmrecht1gten 

Elternteil eine• ehwlichan Kind•• - •b•n•• wie d„ nicht ••ro•­
berechtigten Elternteil ein•• nichtehellchen IUndee - ei•1 generelle• 

l.Mlgenger1cht e1nzuräuraen; 

die Erleichterung der Adoption durch den nichtehelichen Vater; 

die Beseitigung oder Modifizierung der Regelung Ober die Aatspfleg­

schaft. 

Außerdl!lll ist zu prüfen, ob der Betreuungsunterhaltsanspruch der Mutter 
eines nichtehelichen Kindes gegenüber der derze1t1gen Regelung des 
§ 1615, Abs. 1 BGB zu verbessern ist. In die llberprüfung s1nd d1e gelten­

den Erbschaftsregelungen einzubeziehen. 

18. Namensrecht 
Der Gesetzgeber wird prüfen, ob und w1e das Nillllflsrecht gelndert werden 

kann. 

2. 
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- In den wohnungspolit1schen Brennpunkten sind durch Truppenabbau frei­
werdende Grundstücke und Geblude vorrangig für den allg1111einen und 
studentischen Wohnungsbau zu nutzen. 

Die Grundstücke im Besitz der Offentlichen Hand werden, falls sie für 
den sozialen Wohnungsbau oder den studentischen Wohnungsbau genutzt 
werden, entweder mit einet1 2 ligen Erbbauzins vergeben oder mit ein„ 
15 ligen Preisabschlag verkauft. Dies wird auch von den Lindern und 
Getleinden erwartet. 

- Es muß grundsltzlich sichergestellt werden, da8 bereits in der Bauleit­
planung der Gemeinden bei Ausweisung neuer Gewerbe- und Industriege­
biete für den dadurch entstehenden zusltzlichen Wohnungsbedarf Bauland 
bereitgestellt wird. 

Zugleich sollen die AufsichtsbehOrden der Landes- und Regionalplanung 
die ge.eindliche Baulandausweisung stlrtcer unterstützen. Eine Bund-lin­
der-Kommission wird entsprechende LOsungswege aufzeigen. 

Mietrecht in. den wo!!nungspo11ti1Chtn Brennpunkten 

Kappungsgrenze 

Mieten in bestehenden Vertrlgen dürfen innerhalb von drei Jahren nur 111 

20 1 bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete erhllht werden, wenn die 
Ausgangs•iete die in de. Jeweiligen Bundesland hOchstzullssige 
Bew1lligungs•iete 1m sozialen Wohnungsbau Oberstetgt. Ote Miete darf 
aber die höchstzulässige Bewilltgungs•iete 1• sozialen Wohnungsbau 
nicht 111 mehr als 20 1 übersteigen. 

Dte Vorschrift gilt für 5 Jahre und nicht für Wohnungen, die nach dem 
31.12.1980 fertiggestellt worden sind. I• llbr1gen g1lt die derze1t1ge 
Regelung. 
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- MietpreisUberhöhung 
Durch e1ne Neuregelung in S 5 WiStG soll der Schutz ~or Uberhllhten 
Mieten verstärkt werden. Die Miete darf nicht U11 lllehr als 20 l über der 
ortsUblichen VergleichS11iete liegen. Diese Grenze darf nur Uberschrit­
ten werden, wenn dies zur Deckung der laufenden Kosten einer erstllllig 
vel'llieteten Neubauwohnung erforderlich ist oder wenn eine WohnUng 
w1ederver•ietet wird, deren zuletzt gezahlte Miete Ober der 20 1.-Grenze 

liegen durfte. 

3. Maklerprovision 

Die Maklerprovision wir._d auf ~hstens zwei Monats•ieten b19renzt. 

4. Sac:hkundtnaclweil 

Die Bundesreg1erung wird prüfen, ob der Beruf des Wohnungsuklers durch 
einen Sachkundenachwe1s oder vergleichbare Anforderungen gesetzlich ge-

schUtzt werden kann. 

5. Sozialer Wohnl.!!gsbau 

- fOr die westlichen Bundesllnder ist das bisher vorgesehene VolUlltfl i• 
Haushalt zum Teil U11zuschichten. fOr die neuen Bundesllnder sind e1n 
eigener Haushaltsansatz sowie eine eigene Verwaltungsvereinbarung vorzu­
sehen. In den neuen Bundeslindern sind Uberwiegend Modernisierungs- und „ 
Eigent1111sinaBna11tnen zu fördern. 

- Jedes Bundesland·muß •indestens 2/3 der ihm zugeteilten Bundesfinanz­
hilfen fOr den soz1alen Wohnungsbau i• 3. Förderweg eins ~en (Haus-

ha ltsvel'lltrk) . 

- u. ungerechtfertigte Ausschlußwirkungen bei der Eigent1111sförderung zu 
verhindern, ist iM laufe der Legislaturperiode eine Anhebung der Ein­
kO....nsgrenzen in Verbindung mit einer flexibleren Förderung notwendig. 
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6. Fehlbelegungsabgabe 

- Alle Bundesländer werden gesetzlich verpflichtet, d1e Fehlbelegungsab­
gabe nach eigenen AusfOhrungsbestin111ungen zu erheben (gestaffelt nach 
E1nkoaaen b1s zur ortsüblichen Vergleichs•iete). 

- Das Aufkoanen aus der Fehlbelegungsabgabe soll auch fOr den Ankauf von 
Belegungsrechten eingesetzt werden. 

7. NohneigentU11sförderU119 

- Die Eigentumsförderung wird durch Anhebung der Einkommensgrenien im 
sozialen ·Wohnungsbau, durch Ausweitung des 10 e-Förderbetrages auf 
330.000 DM sowie durch Erhöhung des Baukindergeldes auf 1.000 DM ver­
bessert . 

- Die Bundesregierung prüft, ob in den neuen Bundesländern eine bessere 
Wohneigentumsförderung auch Ober LastenzuschUsse möglich 1st. 

- In den neuen Bundesländern w1rd der Anwendungsbereich des 10 e zeitlich 
befr istet erweitert. Wer do~t selbstgenutztes Wohne1gentuni bildet, kann 
den 10 e auch dann noch einmal in Anspruch nehmen, wenn dies nach bis­
her geltendem Recht nicht mehr möglich wäre. 

- Alle Maßnahmen zur Verbesserung der Wohneigentumsförderung gelten ab 
dem 1. Januar 1991, bezogen auf den Bauantrag . 

8. Mietwohnungsbau 

- Die Bundesregierung wird prUfen, wie der Neubau von Werkswohnungen 
erleichtert werden kann. 

- Negative Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung sollen künftig als 
Freibetrag auf der Lohnsteuerkarte eingetragen werden können. 
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9. Woh!lUngsprtvattsterung tn den neuen Bundeslindern 

Das ehe111als volkseigene Wohnungsvermögen ist entsprechend d11111 Auftrag 
des Einigungsvertrages verstlrkt zu privatisieren. Stldte und Gemeinden 
sollen in Betracht kOllllellde Wohnungsbestlnde vorrangig und mit eine11 
nennenswerten Abschlag an Mieter verkaufen. 

Es ist gesetzlich zu regeln, daB die zur Begründung von Wohnungseigen­
tUtl erforderliche Abgeschlossenhettsbescheinigung in den neuen Bundes­
lindern auch dann erteilt werden kann, wenn das Geblude/die Wohnung 
nicht den bauordnungsrechtlichen Anforderungen entspricht, die an Neu­
bauten gestellt werden. 

Es ist gesetzlich zu regeln, daB die Wohneigent1111sbildung in den neuen 
Bundeslindern auch dann llÖglich ist, wenn fUr das betroffene Grundstück 

kein Grundbuchblatt vorhanden ist. 

10. Fortführung von § az EStDY in neuen Bundeslindern 

- In den neuen Bundesländern wird § 82 a EStDV Uber das Jahr 1991 hinaus 
fortgeführt. 

Hinweis: Anpassung dieses Absatzes an das ~ltkap1tell 

11. Stldtebauförderung 

- Die Bundesmittel fUr die Stldtebauför<!erung werden aufgestockt und 

vorrangig zugunsten der neuen Bundesländer eingesetzt. Dabei ist sicher­
zustellen, daß in den alten Bundesländern bereits lau~de Maßnahmen 
fortgeführt werden können. ·~ 

- Zur Förderung städtebaulicher Planungsleistungen für die Standortvor­
bere1tung und -sicherung von Gewerbe und Industrie in den neuen Bundes­
ländern wird ein zeitlich befristetes Sofortprogramm durchgeführt. 
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12. Mietrecht tn den neuen Bundeslindern 

- Mit der Mietenreform wird ein rascher Subventionsabbau angestrebt . Für 
eine Übergangszeit wird durch spezielle Wohn~eldvo~schrtften sicherge­
stellt, daß sich die Wohnkostenbelastung in den wirtschaftlich schwlche­
ren EinkOlllllnsgruppen sozial ange11essen entwickelt. 

- Die Kosten fUr lnstandsetzungs11118nahlnen (11 i pro Jahr) sollen unverzüg­
lich auf die Miete umgelegt werden können. 

- Die Betriebskosten (ohne Heizungs- und Warmwasserkosten) werden zum 
1. April 1991 auf die Mieter umgelegt. 

- Die Heizungs- und War11Wasserkosten werden zum 1. Oktober 1991 auf die 
Mieter umgelegt. Sie werden für eine Übergangszeit bei der Wohngeld­
berechnung berücksichtigt. Die Heizungs- und Warmwasserkosten sollen 
llll!glichst bald verbrauchsabhlngig abgerechnet werden. 

- Die Kaltmieten werden zum 1. Oktober 1991 unter Berücksichtigung der 
Jeweiligen Wohnqualität um durchschnittlich 1 DHICllR angehoben. Wettere 
Anhebungen erfolgen unter BerUckstchttgung der Einkonwensentwicklung. 
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1. Z1el unserer Agrarpo11t1k 1st e1ne le1stungsfäh1ge, e1genverantwort11ch 
geführte, bäuer11ch struktur1erte Landw1rtschaft 1• Haupt- oder Nebenerwerb 
m1t Betr1eben 1n untersch1edl1cher Rechtsform. Le1stungsfäh1ge Betr1ebe 
müssen gefördert werden, Wll 1hre Wettbewerbsfäh1gke1t 1nnerhalb der Europä­
ischen Getne1nschaft zu sichern. D1e Landw1rtschaft hat dabe1 als Nahrungs•1t­
telproduzent, als unrweltverträgl1cher Rohstofflieferant und durch 1hre lan­
deskulturellen Leistungen untersch1edliche wichtige Aufgaben zu erfüllen. 
Die Bedeutung der Landwirtschaft für unser Land geht Uber 1hren Anteil am 

Bruttosoz1alprodukt hinaus. 

D1e Landwirtschaft in den neuen Bundesländern muB nach marktw1rtschaftl1chen 
und ökologischen Grundsätzen umgestaltet werden. Dazu s1nd f1nanz1elle H11-
fen für d1e Neugründung von selbständ1gen landwirtschaftl1chen Betrieben und 
zur Entflechtung sowie Umgestaltung früherer LPG'n bereitzustellen, b1s zu 
e1nem Fördervolumen von 2,5 M1o DM. Dabei ist s1cherzustellen, daß d1e Grund­
sätze des GrundstUckverkehrs- und des Landpachtgesetzes Anwendung finden. 
Ziel 1st e1ne ausgewogene Betr1ebsstruktur und E1gentuaisverteilung. 

Auch 1n den neuen Bundesländern muß eine le1stungsfähige Vermarktung~- und 
verarbeitungsw1rtschaft aufgebaut werden. 

2. Im Rahmen der EG-Agrarmarktpol1tik wird sich d1e Bundesreg1erung mit Nach­
druck dafür e1nsetzen, die Po11t1k der ).rodukt1onsrUckfUhrung vor allem Ober 
fUr die M1tgliedstaaten verpfl1chtende flächenstillegung (1nclus1ve Rota­
tionsbrache), Extensivierung sow1e Urnw1dmung von landwirtschaftl1chen 
flächen (z. B. nachwachsende Rohstoffe, Naturschutz und A~forstung) zu 
verstärken und da~auf drängen, daß die Marktentlastung Ei;,-we1t wirksam und 
au;gewogen erfolgt, bezogen auf die produzierte Getreidemenge. Die M1t­
gl1edstaaten müssen stärker 1n die Verantwortung fUr d1e RUckfUhrung der 
Produktion e1nbezogen werden. Nur so läßt s1ch in Europa der überschuBbe­
dingte Preisdruck verringern. Ausgleichsbeträge müssen im wesentlichen von 

der EG f1nanziert werden. 
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3. Auf der Absatzse1te sind alle Möglichkeiten der Marktentlastung zu nutzen. 
Insbesondere lll!lssen die verschiedenartigen Absatzchancen fUr nachwachsende 
Rohstoffe konsequenter als b1sher erschlossen werden, damit diese auf mitt­
lere S1cht eine wesentl1che Rolle bei der Marktentlastung spielen und einen 
spürbaren Einkoaaensbeitrag le1sten. D1e Ansatze zur Markteinführung sind 
beschleun1gt fortzuentw1ckeln. 

Die Bundesregierung strebt zur Verbesserung des Umweltschutzes Verwendungs­
gebote an für Produkte aus nachwachsenden Rohstoffen (z. B. Tre1b- und 
Schnl1erstoffe in umweltsens1blen Bereichen). 

4. für die deutsche Landw1rtschaft sind gleiche Wettbewerbsbedingungen in der 
EG zu schaffen. Solange es ke1ne einheit11che Währung in der Europä1schen 
Geineinschaft g1bt, müssen eventuelle aufwertungsbed1ngte Nachte11e zu Lasten . 
der deutschen Landw1rtschaft ausgegl1chen werden. 

5. D1e Bundesreg1erung verteid1gt auch bei den GATT-Verhandlungen, deren erfolg~ 
re1c~en Abschluß s1e mit Nachdruck verfolgt, die Interessen der europäischen 
Landw1rtschaft. Ein ausreichender Außenschutz der EG-Landwirtschaft ist 
unverz1chtbar. 

Die Bundesreg1erung hält an ihrer Absicht fest, Eink011menseinbu8en der Land­
w1rtschaft als Ergebn1s eines GATT-Abkommens auszugleichen . Sie besteht 
deshalb auf dem von der EG zugesagten Entlastungsprogramm. Sie ist bereit, 
auch aus nat1onalen Mitteln einen angemessenen Beitrag zu leisten. GATT-be­
dingte Entlastungsmaßnahmen dürfen neben kleinen, mittlere und größere 
Betriebe nicht· ausschl1eßen. 

Die Bundesregierung strebt eine Umgestaltung der bestehenden, noch an die 
Produktion gebundenen Beihilfen an, so daß sie in Zukunft GATT-konform sind. 

6. Auch in Zukunft muß die Landwirtschaft in i~rem schwierigen Anpassungsprozeß 
durch ein BUndel von Einkommenshilfen gefördert werden. 

Die bisherigen Hilfen im Rahmen der 3 Ilgen Umsatzsteuerregelung und des 
soz1ostrukturellen Einkomaiensausgleichs müssen vol11111enmaßiq fortgeführt und 
so U111gestaltet werden, daß sie EG- und GATT-konform sind. 
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01e Bundesreg1erung bekennt s1ch zu ihrer nat1onalen Verantwortung, 1.111 der 
Landwirtschaft bei der notwend1gen Anpassung an die eventuell neuen Rege­
lungen 1n der EG-Agrarpolitik nach Abschluß der GATT-Verhandlungen zu hel-

fen . 

7. Oie Bundesregierung hält eine Verlängerung der Garantie.engenregelung M11ch 
über 1992 hinaus für unverzichtbar . Sie wird auf eine weitere Flexibili­
sierung der Garantie111engenregelung Milch in den alten Bundesländern dringen. 

B~i erforder11ch werdender we1terer MengenrückfOhrung unterstützt d1e Bundes­
regierung einen Quoten-Herauskauf der EG mit Ger1einschaftsmitteln. 

Oie Bundesregierung w1rd sich dafür einsetzen, daß die M1tverantwortungs­
abgabe für Milch sobald wie lllÖglich abgeschafft wird. 

In den neuen Bundesländern ist d1e betr1eb11che Zuteilung der Referenz111engen 
im Rahmen der Garantiemengenregelung so zu gestalten, daß sie 1nsbesondere 
auch neu zu gründenden Betrieben eine ausreichende Einkonnensgrundlage 
b1etet und die erforder11che Umstrukturierung der M11chwirtschaft unter 
Berücksichtigung der natür11chen Standortvorte11e erllllglicht. Deshalb werden 
d1e Referenzmengen an die e1nzelnen Betr1ebe vorläuf1g vergeben. Bei Auflö­
sung von Betr1eben oder Aufgabe der M11chprodukt1on in bestehenden Betrieben 
fallen die Referenzmengen an eine nationale Reserve zurück . 

8. Oie Bundesregierung wird ein integriertes Konzept zur Weiterentwicklung und 
zur Förderung des ländlichen RaUtlls vor)egen. Dazu gehören insbesondere auch 
Maßnahmen der Dorferneuerung, der län~lichen Wohnhausförderung und der Infra­
struktur. D1esen Maßnahmen k011111t in den neuen Bundeslindern besondere Bedeu-

tung zu. 
~ 

9. Die Bundesregierung wird eine Reform des agrarsoz1alen Sicherungssyste.s 
durchführen, um eine gerechtere Ausgestaltung u. a. durch eine stärkere 
Berücksichtigung der einzelbetr1ebl1chen Le1stungsfäh1gke1t zu erreichen 
sowie d1e finanz1elle Stabilis1erung des Systems zu gewährleisten. 
Dabei wird auch die Frage einer besseren sozialen Sicherung der Bäuerinnen 

e1nbezogen. 
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10 . 01e Bundesreg1erung besteht darauf, daß bei der Novellierung des Bundes­
naturschutzgesetzes e1ne f1nanzielle ~usgleichsregelung als Rechtsanspruch 
der Land- und Forstwirtschaft be1 Nutzungsbeschränkungen in das Gesetz 
aufgenommen und d1e Finanzierung durch d1e Bundesländer abges1chert w1rd. 

11. D1e Bundesregierung w1rd prüfen, ob durch eine Novellierung des Absatz­
fondsgesetzes e1ne bre1tere Produktpalette uiafaßt, e1ne stärkere Ausrich­
tung auf d1e Produktqualität ermögl1cht und mehr Flexibilitlt bei der Bei­
tragsgestaltung erre1cht werden könne. 
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Berufliche Aus- und Weiterbildung 

1. Die Koalition ist sich einig, daß der beruflichen Aus- und Weiterbildung 
auch In der 12 . Legislaturperiode eine hohe Prlorltat zukOllllllt. 

Die Aus- und Weiterbildung muß modernen Qualitätsanforderungen und den 
aktuellen sowie bereits erkennbaren zukünftigen Anforderungen des Be­
schäftigungssystems genügen. Ebenso wichtig ist, daß Inhalt und Anforde­
rungen einer Ausbildung den individuellen Neigungen, Fähigkeiten und 
Leistungsmöglichkeiten der Auszubildenden optimal gerecht werden. 

Die Koalition appelliert an die Tarifparteien, die Ausbildungszeiten von 
weiteren Arbeitszeitverkürzungen auszunehmen . Es liegt weder im Interesse 
der Auszubi ldenden noch in dem der Unternehmen, daß die betrieblichen 
Ausbildungszeiten schleichend ständig weiter verkürzt werden, während die 

inhaltlichen Anforderungen steigen . 

2. Innere Differenzierung und Begabtenförderung in der Berufsausbildung 

Die Koalition unterstützt nachhaltig ein Qualifizierungssystem In der 
beruflichen Bildung, das sich am Prinzip der inneren Differenzierung 

orientiert. „ 
Jugendliche, denen das Lernen schwerfällt, sollen so gefördert werden, 
daß sie eine anerkannte Berufsausbildung doch noch erfolgreich ab­
schließen können. Für Jugendliche, die dieses Ziel trotz :i()tensiver För­
derung nicht erreichen, sind im Rahlllen des geltenden Beru{sbildungsrechts 
neue Ausbildungsberufe (unter Umständen mit verstärkter praktischer Orien­

tierung) zu schaffen. 

Für Jugendliche, die mehr leisten können und wollen, als in den Ausbil­
dungsordnungen für die Ausbildung in anerkannten Ausbildungsberufen in­
haltlich und vom Anforderungsniveau her vorgegeben ist, sollen differen­
~ierte Möglichkeiten zum Erwerb anspruchsvoller Zusatzqualifikationen 

eröffnet werden. 
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Die Koalition· ist der Auffassung, daß die Attraktivität des dualen 
Systems gegenüber Abitur und Studium gestärkt werden muß. Sie sieht darin 
auch einen Beitrag, dem sich abzeichnenden Fachkräftemangel wirksam ent­
gegenzusteuern. Neben einer verstärkten Differenzierung ist dazu die 
intensivere Förderung besonders lefstungs.bereiter und begabter junger 
Berufstätiger ein sinnvoller Weg . Die Koalition hält entsprechende Maß­
nahmen für dringlich und spricht sich dafür aus, die Begabtenförderung in 
der beruflichen Bildung - in enger Zusammenarbeit mit der Wirtschaft -
bereits 19g1 aufzunehmen. 

3. Förderung überbetrieblicher Ausbildungsstätten 

Die Koalition sieht insbesondere in der Modernisierung überbetriebl icher 
Berufsausbildungsstätten in den bisherigen elf Bundesländern eine stän­
dige Aufgabe. In den kommenden Jahren soll damit eine zukunftsorientier­
te, regional und sektoral ausgewogene sowie qualitativ und quantitativ 
attraktive Berufsausbildung der Klein- und Mittelbetriebe weiter unter­
stützt und eine effektive Nutzung der geschaffenen Ausbildungskapazitäten 
gewährle1stet werden. Kleine und mittlere Betriebe sind mit der zukünftig 
in kürzeren .Abständen erforderlich werdenden Ergänzung und Modernis ierung 
der Geräte- und Maschinenausstattung dieser Ausbildungsstätten finanziell 
überfordert; sie bedürfen der Unterstützung aus öffentlichen Haushalten. 

4. Verbesserung der Meister-Fortbildung 

Die Koalition ist der Auffassung, daB die Aufstiegsfortbi ldung zum 
Meister deutlich verbessert werden muß. Zu diesem Zweck solle die in der 
9. AFG-Novelle erfolgte Kürzung der Zuschüsse zu den Kosten der Meister­
kurse ab 1992 rückgängig gemacht werden. 

5. Progra• "Berufliche Bildung" für die fllnf neuen Linder 

Die Koalition hält es für zwingend erforderlich, den Ausbau und die Moder­
nisierung der beruflichen Aus- und Weiterbildung 1n den fünf neuen Län­
dern - in enger Zu sammenarbeit zwischen Wirtschaft und Staat - zügig 
voranzutreiben. 
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vorrangige Schwerpunkte sind dabe1 in Maßnahmen zu sehen, d1e s1ch darauf 

richten, 

- s1cherzustellen, daß alle schulentlassenen Jugendlichen eine Ausbildung 

erhalten; 
- Voraussetzungen dafUr zu schaffen, daß sich gesunde und leistungsflh1ge 

mittelstlnd1sche Betriebe, besonders des Handwerks, entwickeln können 
und als Ausbildungsbetriebe zur Verfügung stehen; 

- kleine und mittlere Betriebe durch den Aufbau e1nes Netzes Uberbetrieb­
licher Berufsbildungsstätten in ihrer Ausbildung zu unterstützen und 
damit auch den Technolog1etransfer zu beschleunigen; 

- Betriebe - auch unter Kostendruck stehende - in die Lage zu versetzen, 
notwend1ge Qual1f1zierungsma8nahmen durch berufl1che We1terbildung 
(Nachqual1fizierung, Umschulung, Fortbildung) durchzuführen bzw. 

durchführen zu lassen; 
- die fachliche und pädagogische Zusatzqual1f1zierung der beruflichen 

Ausbilder, Weiterbilder und PrUfungsausschullllitglieder durchzuführen; 
- einen beschleunigten Transfer von Wissen und Ktlnnen auf breiter Front 

und allen Ebenen durch Verstärkung und Förderung von Partnerschaften 
zwischen westdeutschen Betrieben , Ka111118rn, Organisationen, 
Berufsbildungsstätten und entsprechenden Institutionen zu unterstützen. 

6. Hochschulpolitische Zielsetzungen 

Die Koalition ist sich einig, die von der Bundesregierung am 28. November 
1990 verabschiedeten ho~hschulpolitischen Ziefsetzungen im Rahmen .der 

Zuständigkeiten des Bundes umzusetzen. 
Anges1chts der bisheri!jen und voraussagbaren Entwicklung der Studenten­
zahlen 1n den bisherigen und den neuen Bundeslindern gilt es, ~ Ausbau 
der Hochschulen - insbesondere der Fachhochschulen mit 1hren gU~st1gen 
stud1enzeiten und den guten berufl1chen Perspekt1ven ihrer Absoiventen -

beschleunigt voranzutreiben. 

Be1m Ausbau aller Hochschulen soll die d1rekt ausb11dungswirksa.e Verwen­

dung der Mittel 1m Vordergrund stehen. 
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Eine Anpassung der bisher geringeren BAföG-Bedarfssitze für Studierende 
1n den fünf neuen Lindern wird dann vorgen0111en, wenn d1e Lebenshaltungs­
kosten sich entsprechend erhöhen. Ergänzungsausbildungen fUr Stud1erende 
1n den neuen Ländern nach dem BAföG s1nd verstärkt zu fördern. 

7. VerkUrzung/Beprenzung von Au$b1lclungsze1ten 

D1e Koalition hält es fUr unabweisbar, zu einer Verkürzung bzw. Begren­
zung der Ausbildungszeiten in allen Bereichen des Bildungswesens zu ge­
langen. 
Sie appelliert an die Länder, i• Bereich der schulischen Ausbildung und 
des Studiums weitere Maßnahmen der Verkürzung durchzuführen. Dazu gehört 
auch die Möglichkeit, das Abitur bereits nach zwölf Jahren zu erwerben. 
Sie vereinbart, Verlängerungen der Dauer der beruflichen Erstausbildung 
- die heute in der Regel zwischen drei und dre1einhalb Jahren beträgt -
nicht zuzulassen . 

8. Europlische Zusa1111e11arbeit in 811dunp und Wissenschaft 

Bildung und Wissenschaft spielen i• Prozeß der europlischen Einigung eine 
wichtige Rolle . In seiner gegenwärtigen Fassung enthllt der EWG-Vertrag 
keine ausreichenden Regelungen Ober Maßnahmen und Programme der Europäi­
schen Gemeinschaft im Bereich der Bildungs- und Wissenschaftspolitik. 

Nach Auffassung der Koalition hat der lntegrat1onsproze8 e1nen Stand 
erreicht, der eine Ergänzung des EWG-Vertrages wünschenswert macht, d1e 
der Europäischen Gemeinschaft Befugnisse fUr solche Maßnahmen und Program­
llM! einräurat, die der Mobilität, der Zusammenarbeit von Einrichtungen 
sowie dem Erfahrungsaustausch im Bildungs- und Wissenschaftsbereich för­
derlich sind und von ihr wirkungsvoller wahrgen011111en werden können, als 
durch die Mitgliedstaaten allein. 
Dabei gilt es, unter Beachtung der gegebenen Verteilung der Zuständig­
keiten zwischen Bund und Lindern zu effektiveren For.en der europäischen 
Zus11111enarbeit 1n B1ldung und Wissenschaft zu gelangen . 
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t. Schneller Brüter SNR 300 1n Kalkar 

Die Verantwortung für das Genehmigungsverfahren liegt prilllr bei der 
Landesregierung Nordrhein-Westfalen, die d1eses 1 ... r w1eder verzi19ert 

hat. 

Gelll8 den vertrlgen mit der Wirtschaft 1st der SNR 300 be1 laufendem 
Genelllligungsverfahren bis Ende 1991 durchflnanz1ert, zu 2/3 von der Wirt­
schaft. zu Beg1nn des Jahres 1991 sind Verhandlungen •1t der Wirtschaft 
und den ausllndischen Partnern Uber die Zukunft des SNR 300 aufzunehlllen. 
Neben der Landesregierung konat vor alle• auch der Wirtschaft besondere · 

Verantwortung bei der Entscheidung zu. 

Oie Weiterentwicklung der Brütertechnik im europlischen V~rbund (EFR -
European Fast Reactor) Ist ein wertvoller Beitrag zu einer langfristigen 
En1!rgieversorgungs-Option. Entsprechende Forschungs- und Entwicklungsar­
beiten liegen auch in der Verantwortung der Wirtschaft. Ein splterer Bau 
und Betrieb liegt ausschließlich In ihrer unternehnlerlschen Verantwor-

tung. 

2. Weltrau• 
. ' 

Oie Koalitionsfraktionen unterstützen die P~lltlon der Bundesregierung 
zur Weltraua-Polltlk,.' wi~ sie i• Beschluß des Kabinett-Ausschusses RaUlll­

fahrt VOii 27. Juni t990 festgelegt wurde. 

Sie bitten die Bundesregierung, auf dieser Grundlage i• Rahlllll der ESA 
und •it den USA eine entspre~hende Überarbeitung der ge11elnsamen Welt­
raU111-Pr09ra111111 und der zugrundegelegten Zelt- und Kostenplanung fUr die 
Elnzelele111ente voranzutreiben. Eine Verbesserung des Verhlltnlsses zwi­
schen Nutzungsprogrammen und Infrastruktur einschließlich der Betriebs­
kosten sollte erreicht werden. Oie fUr 1991 anstehenden Entscheidungen 
über COLUMBUS und HERIES !Mlssen sich auBer an der Leistungsfähigkeit der 
Systeme auch an den finanziellen MOglichkeiten der beteiligten Linder 

orientieren. 
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Die Koalitionsfraktionen bekrlft1gen die wachsende Bedeutung der Weltraum­
forschung für die Zusammenarbeit In ganz Europa und in der Welt. Dies 
gilt sowohl für die Entwicklung und Demonstration ne~er technologischer 
Möglichkeiten einschließlich Telekonvnunikation und Verkehrsleitsystemen 
als auch für die Erforschung von Erde, Atmosphäre, Klima und Kos1110s. 

3. TRANSRAPID 

Die Koalitionsfraktionen halten die TRANSRAPID-Technologie fUr geeignet, 
bei zügiger Weiterentwicklung und Einsatzplanung unter der Voraussetzung 
der Einsatzreife einen Beitrag zur umweltfreundlichen Lösung der wachsen­
den Probleme des Straßen- und des Luftverkehr zu leisten. 

FUr die Realisierung sind alternative private und tellprlvate Finanzie­
rungsmöglichkeiten zu entwlcklen. 

Die Koalitionsfraktionen bitten daher die Bundesregierung, In Ergänzung 
zum Kablnettschluß vom 20.12.1989 Uber die Errichtung einer ersten Anwen­
dungsstrecke in Nordrhein-Westfalen, In koordinierter und paralleler 
Vorgehensweise der beteiligten Ressorts die folgenden Aufgaben zu lösen: 

(1) Abschließende Entwicklung und Erprobung des TRANSRAPID bis zur 
Erreichung der vollen Einsatzreife; 

(2) Untersuchung von Trassen in Deutschland für den TRANSRAPID auch In 
oder mit den neuen Bundeslindern im Hinblick auf die weitere Ver­
kehrswegeplanung. 

Ziel dabei ist, mit dem Bau einer geeigneten Strecke möglichst noch Ende 
der 90er Jahre zu beginnen. Die dringliche, bedarfsgerechte Modernisie­
rung des Schienennetzes in den neuen Bundesländern sowie der Bau der 
geplanten Neu- und Ausbaustrecken der ~elden deutschen Eisenbahnen, Insbe­
sondere Köln/Frankfurt und Hannover/Berlin bleiben davon unberührt. 



CDU-Dokumentation 2/1991 

1. Ullweltgerechte Gestaltung des Verkehrssysteas und Ausbau der 
Verkehrswege 

Deutschland 1st das größte Transitland in Europa, In Zukunft nicht 
nur in Nord-Süd-Richtung, sondern ganz besonders auch in West-Ost­
Richtung . Es Ist weltweit a• stlrksten durch Verkehr aller Art be­
lastet . Besonders auf unseren Autobahnen Ist die höchste Verkehrs­
dichte i• europlischen Vergleich. U. unser Verkehrssystem unter die­
sen Bedingungen Insgesamt bedarfs- und umweltgerecht zu gestalten, 
ist eine erhebliche Verstärkung der öffentlichen Investitionen fUr 
Verkehrswege dringend erforderlich . Dies g1lt insbesondere fUr den 
weiteren Ausbau der Schiene und anderer öffentlicher Verkehrsmittel . 
Dabei trifft den Bund für den Ausbau der umweltfreundlichen Eisen­
bahn e1ne besondere Verantwortung. Es llllissen auch neue Finanzierungs­
quellen durch den verstärkten Einsatz von privat„ Kapital erschlos­

sen werden. 

2. Anpass!!!!! der nationalen Marktordnung 

Die Bundesregierung wird die nationale Verkehrs.arktordnung schritt­
weise an d1e Regelungen des EG-Binne11111rktes anpassen. 

3. Strultturrefor• der Eisenbahn .· 
Der Eisenbahn koimnt i• GUter- wie i• Personenverkehr eine i11111er wich­
tigere Rolle zu. Ausbau und Entwicklung der Schiene .Ussen de~lb 
nachdrücklich gefördert werden, 1nsbesondere d1• Schnlttstell119 •1t 
den anderen Verkehrsträgern. Wesentl1che Eletnente der Strukturt eform 
sind d1e Trennung von Fahrweg und Betrieb sow1e d1e unternehller1sche 

Fortentw1cklung der Bahnen. 

Die Bundesreg1erung wird diese Strukturrefor. der Eisenbahn auf der 
Grundlage der 1991 erwarteten Vorschllge der von ihr eingesetzten 
8ahnk111111ss1on entscheiden. Die Fus1on der S~dervermögen Deutsche 
Bundesbahn und Deutsche Reichsbahn soll nach den notwendigen Struk­
turrefor11tn der Bahnen erfolgen. 
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4. Zusa„enarbeit der Verkehrsträger 

Die Bundesregierung wird den Verkehr U11Weltgerechter bewllt1gen 
durch eine konsequente Vernetzung der Verkehrsträger unter BerUck­
s ichtigung ihrer Jewe.1ligen Starken . Dazu müssen die Schnittstellen 
des GUter- und Personenverkehrs mit Prlor1tät vorrangig mit Privat­
kapital ausgebaut und- betr ieben werden . 

5. Verkehrssicherheit 

Der Verkehrss1cherhelt k0111111t insbesondere auch angesichts der gestie­
genen Unfallzahlen in den neuen Bundeslindern große Bedeutung zu. 
Neben deta Ausbau verkehrssicherer Straßen n.iB die Verkehrsaufklärung 
und Verkehrserziehung 1• Vordergrund stehen . 

6. Organlsatlonsprlvatls1erunv der Flugsicherung 

Die Organisationsprivatisierung der Flugsicherung Ist unerllBlich . 
All 1. Januar 1993 sollen diese Aufgaben von einer GllbH ObernOlllllH!n 
werden . Die Bundesregierung wird sich fUr eine Änderung des Grund­
gesetzes einsetzen, sollte dies fOr das Inkrafttreten der 10. Novel­
le des Luftverkehrsgesetzes noch erforderlich werden. Unabhängig da­
von wird die Bundesregierung die Integration der • il1tlrischen Flug­
s1cherung in die ziv1le Organisation anstreben. 

7. Autobahnnebenbetr1ebe In den neuen Bundeslindern 

Bei• Aufbau der Nebenbetriebe an Bundesautobahnen In den neuen Bun­
desländern sollte privaten Investoren und • lttelstlndischen Betrei­
bero der Vorrang gegeben werden. 

B. Verkehrsverfassung 

\III eine gr!l8ere Effektivitlt und Flexibilitlt zu erreichen, sollen 
- soweit das Grundgesetz die Mögl1chkeit nicht zullBt, Staatsaufga­
ben Im Wege der Beleihung auf Private zur Ausübung zu Ubertragen -
solche grundgesetzlichen Möglichkeiten geschaffen werden. 
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Beleihung sollte ermöglicht werden für 
- Flugsicherung 
- Gesellschaft für Nebenbetriebe (GfN) 
- Bundesf ernstraBen 
- Wasserwegebau 
- Eisenbahn. 

U• die Möglichkeit einer Strukturrefon1 der Bahn zu erweitern, ist Art . 87 
GG entsprechend anzupassen. 

9. Novellterunt GYFG 

Oie Bundesregierung wird den gegenwlrtigen Plafond des GVFG und die Vertei­
lung der Mittel überprüfen. 

Oie Bundesregierung wird prüfen, ob die Förderung von GUterverkehrszentren 
(GVZ) in den Förderkatalog des GVFG aufgenOlllen werden kann •it dem Ziel, 
durch eine bessere Koordination des Lieferverkehrs d1e innerörtlichen 
Lkw-Fahrten deutlich zu vermindern. 

10. Kfz-Steuer fUr LKW 

frühestmöglich w1rd für schwere Lastfahrzeuge wieder die Kfz-Steuer einge­
führt , die bis zum 30. Juli 1990 gegolten hat. Damit entfallen die entspre­
chenden Ausgleichszahlungen des Bundes an d\e Linder fUr Kfz-Steuer-Aus-
fälle. ·• 

11 . Ausbildungsverkehr . 
~ 

Oie bisherigen Ausgleichsleistungen des Bundes an Verkehrsges. llschaften 
mit Mehrheitsbeteiligung des Bundes entfallen. 

12. VerfahrensverkUrzung bei gro8en Investttionsvorhaben 

Der zügige Aufbau der Wirtschaft tn den neuen Bundeslindern tst nur mög­
lich, wenn Entscheidungen Ober Gro8tnvest1tionen, insbesondere i• Yerkehrs­
bePeich, schnell getroffen und U119esetzt werden können. Da dies •it den 
herkllallltchen Planungsverfahren nicht mögltch ist, wtrd die Bundesregie­
rung alle rechtlich möglichen Ma8nahllen zur Beschleunigung ergreifen. 
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Oie zustlndigen Ressorts werden beauftragt, unverzüglich Vorschllge fDr 
- zeitlich befristete und regional beschrlnkte - allgeaieine Gesetzeslnde­
rungen zur Verfahrensbeschleunigung zu erarbeiten. 

In einer Ausnahllesituation kann es trotz der Verkürzung des Rechtsschutzes 
verfassungsrechtlich zullssig sein, 
- die sonst vorgesehene beh0rdl1che Pl111Ungsentsche1dung 
- sowie die damit verbundenen Enteignungen i• Wege einer Legalenteignung 
durch Maßnahlaegesetze zu ersetzen. 

Die zustlndigen Ressorts werden in Abst11111.1ng •1t den Verfassungsres­
sorts beauftragt, unverzüglich zu prüfen, bei welchen konltreten Einzel­
proJekten, insbesondere i• Verltehrsberetch, dte Voraussetzungen fUr 
solche Gesetze vorliegen. 
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AllgeH1nes 

1. Die Umweltpolitik in der 12. Legislaturper1ode 111.1ß die ökologische Or1entie­
rung der Soz1alen Marktwirtschaft als Grundprinz1p jeden Handelns konkre­

tisieren, festigen und ausbauen. 

Oie zum Teil katastrophale Situation, die in den neuen Bundesländern von 
der sozialistischen Planw1rtschaft h1nterlassen worden ist, ist allein auf 
der Grundlage einer in die soziale Marktwirtschaft eingebundenen Umweltver­
antwortung, des Bewußtseins und des Handelns aller Bürgerinnen und Bürger, 

zu bewältigen. 

Das vereinte Deutschland , im Herzen Europas gelegen und mit technologischer 
Innovationskraft und wirtschaftlicher Leistungsfähigke1t e1ne führende 
Nation 1n der Welt, w1rd seiner ökolog1schen Verantwortung nur mit e1ner 
Vorb1ldfunkt1on bei der Bewältigung der Umweltprobleme 1m e1genen Land 
gerecht. Dabe1 muß die Umweltpo11t1k s1ch - unbeschadet der Notwendigke1t 
der dringlichen Sanierungsaufgaben - zunehllend zu e1ner zukunftsor1ent1er­

ten UllWl!ltgestaltung entwickeln. 

2. E1n Ut11fassende Integration der Ulllweltvorsorge 1n alle menschl1chen Entsche1-
dungen und Aktivitäten - bei Produktion, Handel und Konsu•, be1 Energ1e­
erzeugung und -nutzung, im Verkehr, 1• Bauwesen~. be1 der fre1ze1tgestaltung 
- erfordert die nachhaltJge Nutzung des E1geninteresses der Betroffenen als 
Grundprinz1p marktwirtsobaftl1chen Denkens. D1ese Grundüberlegung muB 1n 
den uar.teltpolit1schen Aufgabenfeldern der kOllllM!nden Leg1slaturper1ode durch 
Einsatz wirtschaftlich wirkender Instrumente zunehllend 11119esetzt~rden. ~ 

Das vere1nte Deutschland hat niehr denn je e1ne europl1sche Umweltverantwor­
tung. ZUlll einen besteht eine polittsche Verpfl1chtung zur ökologtschen 
Stabilis1erung gegenüber den Staaten M1ttel- und Osteuropas, die durch 1hr 
Handeln Fre1heit und Oemokrat1e 1n Europa und dam1t auch 1n Deutschland 
möglich gemacht haben. Europäische Utnweltverantwortung erg1bt s1ch aber 
auch aus der Tatsache , daß Umweltbelastungen und ökolog1sche Katastrophen 
bei unseren Nachbarn häufig unmittelbar d1e Stabilität unserer Lebensbed1n-

gungen gef3hrden. 
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Umweltverantwortung muß vOlll vere1nten Deutschland aber auch 1m globalen 
Maßstab wahrgenor111en werden. D1e gewalt1ge Zunahlle der Bevölkerung gerade 
1n den Lindern der Dr1tten Welt erhöht den Druck auf d1e Ubernutzung von 
Natur und UllWelt. Es 1st unsere eth1sche Verpfl1chtung, zur Erhaltung der 
Schöpfung und aus Fürsorge für d1e M1tmenschen e1ne U111Weltverträgl1che 
Zus.u.enarbeit mit diesen Lindern zu gestalten. Dies entspr1cht auch unse­
rea e1genen Interesse; denn d1e Zerstörung der Ozonsch1cht, d1e Erwärmung 
der ErdatllOsphäre, die Zerstörung trop1scher Regenwälder - alles d1es ver­
n1chtet schleichend auch unsere Umwelt. 

3. Die Umweltpol1tik im vereinten Deutschland hat s01111t drei untersch1edl1che, 
sich jedoch wechselseit1g bed1ngende und unterstützende Handlungsebenen: 

- d1e Umweltproble.e e1ner Wohlstandsgesellschaft in e1nem dicht bes1edel­
ten, hoch industrialisierten RaUtll 

- die San1erung der dramat1schen ökologischen Hypotheken, die von der soz1a­
listischen Planwirtschaft in den neuen Bundesländern hinterlassen worden 
sind 

- die Solidar1tlt der europaweiten und weltweiten Ull!Weltpartnerschaft, 
insbesondere auch •it den •1ttel- und osteuropäischen Staaten. 

Vorhaben 1n den einzelnen Bereichen 

A. Ver1ntwortung des Produzenten und KonsUllellten für den ges1•ten Lebenszy1tlus 
von Produkten 

• . Novellierung des Abfallgesetzes : 

Schwerpunkte: 

- Verantwortung des Produzenten und Konsumenten im Hinbl1ck auf Verwertung 
und Entsorgung 

- durch Gesetz bestimmtes vorrang1ges Verme1dungsgebot (u. a. zur Rück­
führung des VerpackungsUbermaßes) 
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- gesetz11ches Verwertungsgebot (stoff11che Verwertung) und Vorrang der 
stoff11chen Verwertung vor der thena1schen Behandlunv bzw. Verwertung 

- Aufstellung von Ökob1lanzen durch d1e Bundesreg1erung fUr d1e eewer~ 
von Produkten und Stoffen 

- generelle Festlegung von 

• RUcknahmepfl1chten, auch bei schadstoffhalt1gen Produkten 
• Rückgabe- bzw. Pfandpflichten 
• Stabilisierung und Entwicklung von Mehrwegsystemen 

- unmittelbare Möglichkeiten fUr Rechtsverordnungen nac~ § 14 AbfG fUr 
Massenabfälle auch ohne vorherige Zielv9rgaben 

-·Kennzeichnungspflichten für Produkte , insbesondere fUr schadstoffhaltige 
Produkte, hinsichtlich 

• u111Weltrelevanter Eigenschaften 
• Wiederverwertbarkeit 

- Verbot von Stoffen und Produkten, deren Entsorgung aufgrund ihrer Schld-
1 ichkeit nicht sichergestellt werden kann 

- Einsatzpräferenz für Recyclingprodukte bei der öffentlichen Hand 
.· 

- Abgrenzung R_eststoffe - Abfall - W1rtschaftsgut (Hannonisierung von Ab­
fa 11-, lmmiss i.onsschutz- ~nd Wasserrecht i• Sinne des Sondergutachtens 
"Abfa l 1wirtschaft" des Sachverständigenrates) • „ 

· ~ 

- Neuordnung der Uberwachung von Reststoffstrlllllen 

- Vorgaben fUr den Inhalt von Genehmigungsunterlagen und Uber die Durch­
führung von Zulassungsverfahren fUr Abfallanlagen 

- Offenlegung von Daten . 
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5. TA Siedl!!!?l!sabfall (Fertigstellung) 

6. Einfllhrung einer Oeponieal!gabe auf Sonderabfllle 

Die Deponieabgabe soll unter besonderer Berücksichtigung der Situation 1n 
den neuen Bundeslllndern sowohl Mengen- als auch Schadstoffkriterien berück­
sichtigen und einen Anreiz zur Yen1eidung und/oder Verwertung schaffen. 
Zweckgebundene Verwendung des Abgabeaufkaa.ens zur Fllrderung von Maßnahmen 
zur Abfallven1eidung und -verwertung sowie zur B~se1t1gung von Proble111en 
•1t Sonderabfalldeponien i• Jeweiligen Bundesland. 

7. UberprUfung des Stoffrechts unter besonderer Berücksichtigung 

- des Schutzes vor Gefahrs~offen in Innenrlumen 

- der llberprUfung 111rktwirtschaftlicher Instru.ente zur beschleunigten 
Stoffsubstitution 

- der llberprUfung der bioziden Wirkstoffe außerhalb des agrarischen Be­
reichs 

8. latur und Llndsc:Mft 

8. lleiterentwicklung des Bundesnaturschutzgesetzes Ober den in der 11. Legis­
l1turperiode vorgelegten· Entwurf hinaus; Vorlage des Gesetzentwurfs 1991 . 
Dabei soll ein positiver Akzent auf die Erbringung llkolog1scher Leistungen 
•1t besonderer Beachtung der Land- und Forstwirtschaft gesetzt werden (Ge­
staltungsaufgaben, Pflege der Kulturlandschaft unter ökologischen Gesichts­
punkten), die entsprechend zu honorieren sind. Einzubeziehen au8erdet1: 

- Aufnlhlle der Schutzkatego!ie Biosphlhrenreservate 

- Verbindung 1111 Gewlsserschutz (Gewlsserrandstre1fen als besonderer Ansatz 
zur Vernetzung von Biotopsysteaien). 

t . F1nanrierung von NaturschutzuBnlhllen 
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70 

Es besteht E1nvernehmen, daß 

-~ grundsätz11ch d1e F1nanz1erung von Naturschutzmaßnahnlen be1 den 
Bundesländern 11egt 

- zwe1tens entsprechend den Aufgabenstellungen von Land- und Forstw1rt­
schaft (ökolog1sche Gestaltungsaufgaben) auch Finanzm1ttel der EG zur 
Fllchenst11legung und Extensivierung sowie zur Agrarstrukturverbesserung 
e1nzubez1ehen s1nd m1t dem Z1el, landw1rtschaft11che Tlt1gke1t insgesamt 
verstärkt m1t dem Naturschutz zu verknüpfen. 

- dr1ttens d1e Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" (Art. 91 a GG) verstärkt auch für d1ese Aufgaben e1nzu­
setzen, insbesondere zur Verwendung 1n den neuen Bundesländern . D1e Bun­
desreg1erung wird dazu e1nen neuen Förderungsgrundsatz vorlegen, ohne daB 
es dazu e1ner Gesetzes- oder Verfassungsänderung bedarf. 

- viertens bei der Neuordnung der E1ngr1ffsregelung zu prüfen, 1nwieweit 
durch We1terentwicklung des § 8 8NatSchG auch Mittel für ökolog1sche 
Leistungen bere1tgestellt werden können. 

Es wird angeregt, bei einer Umwandlung der Unlsatzsteuerbegünstigung für 
Landwirte die ökologischen Auswirkungen in besonderer Weise zu prUfen. 

10. Besondere BerUcks1chtigung der Umweltauswirkungen der Freizeitgesellschaft 

11. Die Flächen im Besitz des Bundes, in -besonderer Hinsicht militärisch ge­
nutzte Flächl!l), sollen auch unter Berücksichtigung der Ziele von Natur-
schutz- und Landschaftspflege behandelt werden. . , 

12. Vorlage eines Bodenschutzgesetzes 

Mit besonderer Dringlichkeit sind die rechtlichen Anforderungen der Alt­

lastensanierung zu regeln . 

Bei der Entscheidung Uber Bodenschutzwerte für Vorsorge- und Sanierungs­
anforderungen sind die räU111lichen Nutzungen zu beachten. 
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Es ist eine enge Verzahnung mit dem Bundesnaturschutzgesetz, dem Wasser­
haushaltsgesetz, dem Bundes-Immissionsschutzgesetz sicherzustellen. 

Auch im Hinblick auf Dekontillllinierung belasteter Böden sind nachwachsende 
Rohstoffe einzubeziehen . 

13 . Weitere intensive Fortsetzung der Maßnahmen gegen die Schädigung von Ökosy­
stemen (u. a . Waldschäden). 

c . U•welt und Energie 

14. Der Beschluß des Bundeskabinetts vom 7. November 1990 zur Verm1nderung der 
COz-Emissionen 1st Bestandte11 der Koalitionsvereinbarung. 

Minderungsziel für COz ist eine Reduzierung von 25 - 30 i bis zum Jahre 
2005. 

15. Der C02-Ausstoß wird durch eine restverschmutzungs-abhängige C02-Abgabe 
belastet, wobei gesetzlich vorgeschrieben wird, das Aufkonmen fUr Maßnahmen 
des UlllWeltschutzes, insbesondere des Klimaschutzes zu verwenden . Dabei ist 
In Jede• Jahr nachzuweisen, daß die Aufwendungen des Bundes für Maßnahmen, 
die dem Umwelt- bzw. Klimaschutz dienen, mindestens so groß sind w1e das 
Aufkonrnen der Abgabe. 

Es sollte so bald wie möglich eine europäische Konzeption für eine Klima­
schutzsteuer/-abgabe angestrebt werden, in die die vorgenannten Maßnahmen 
einzubinden sind. 

16 . Umsetzung des Kabinettbeschlusses vom 7. November 1990 insbesondere hin­
sichtlich der folgenden Maßnahmen : 

- Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes 

- Verbesserung der Wärmeschutzverordnung 

- Verbesserung der Besti1M1Ungen der Heizungsanlagenverordnung 
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- UberprUfung und ggf. Neufassung des gegenwärtigen Wirtschaftslichkeits­

gebots des Energieeinsparungsgesetzes 

- Anpassung der Kleinfeuerungsanlagenverordnung an den Stand der Techn1k 

- Vorlage der Wär•enutzungsverordnung aufgrund von § 5 Abs. 2 Bl.SchG 

17. Förderung der Entwicklung erneuerbarer Energien unter besonderer BerUck­
sichtigung von Wind- und Solarenergie sowie der Geothermie und von nach­
wachsenden Rohstoffen zur Energiegewinnung. 

D. U•welt und Verkehr 

1B. Weitere Verbesserung der U11Weltverträglichkeit der Fahrzeuge: 

- europaweite Durchsetzung der international strengsten Abgas- und Lln11-

grenzwerte fUr den LKW 

- progressive Verminderung der Emissionen aus dem PKW unter besonderer 
BerUcksichtigung der Senkung der Partikele•issionen beim Diesel 

- u.wandlung der Kfz-Steuer in e1ne Schadstoffsteuer •it starker Spreizung 

und C02-Kot1Ponente 

- Entwicklung von fahrzeugspezifischen Ver~rauchswerten in Abhlngigkeit von 
Automobilgrößenklasse~ und Bemühung um um:etzung auf europl1scher Ebene. 

- Entwicklung umwelt~reundlicher Kraftstoffe mit Bei•ischung. von Ethanol 

bzw. biologischen Schmiermitteln 

- weitere Reduzierung des Schwefelgehalts im Dieselkraftstof; und leichtea 

Heiz!ll 

- intensive UnterstUtzung der Entwickung alternativer Antriebstechnologien 

twasserstoff, Batterie etc.) 
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19. Intelligente Verkehrsflußsteuerunos- und- lnfor111tionssysteme zur Vermeidung 
von Staus, Parkplatzsuchverkehr etc.: 

- verkehrslenkende Technologien in Fahrzeug und Straße (intelligente 
Straße) 

- Attraktivitltssteigerung fUr gebrochene Verkehre (Park and Ride) .!.!!.!!?!: 
sondere in Ballungsgebieten 

E. Reaktorsicherheit, Strahlenschutz, nukleare Ver- und Entsorgung 

20. Fortentwicklung des Atomgesetzes zu einem modernen Umweltgesetz. Dabei sind 
u. a. folgende Ziele zu verwirklichen: 

- Wegfall des Förderprinzips 
- Wegfall des Schadensersatzes bei nachträglichen Auflagen (§§ 17, 18 AtG) 

unter BerUcksichtigung des Verhlltnismlßigkeitsgrundsatzes 
- Verbesserung der Rechtssicherheit 
- Privatisierung der Bau- und Betriebsphase bei Endlagervorhaben 
- Ausgestaltung der Entsorgungsvorsorge als Genehlligungsvoraussetzung fUr 

den Betrieb 
- Öffnung zur direkten Endlagerung unter besti„ten Voraussetzungen 

(Sicherheits- und Ultweltgesichtspunkte) 
- Verbesserung der Deckungsvorsorge unter Wegfall der Unentgeltlichkeit der 

staatlichen Freistellung und der atomrechtlichen Stillegungsvorsorge . 

21. Sicherung der Entsorgung 

- zUgige fortfUhrung der Endlagervorhaben 
- Standorterkundung fUr stark wlr11eentwickelnde Abfllle, ggf. auch in 

europlischer Kooperation, unbeschadet der Fortführung des Genehmigungs­
verfahrens Gorleben 

- Fortführung der Pilotkonditionierungsanlage im Hinblick auf direkte End­
lagerung 



CDU-Dokumentation 2/1991 

F. Neiterentwicklung der Anllg!!!s1c:llerhe1t 

G. Llnibetl!f)fung 

22. VeroTdnung Sportanlagenlärmschutz 

23. Reduzierung des Gewerbelärms: Novellierung der TA Lll'nl von 1968 

24. Verbesserung des aktiven und passiven Lln1schutzes i• Verkehr unter 8erUck­
s1chtigung von ökon0111ischen Anreizen (u. a. BtnutzeTvorte1le) 

H. Gewlsserschutz 

25. Das Wasserhaushaltsgesetz ist hinsichtlich einer Novellierung zur Durch­
setzung bundeseinheitlicher ökologischer Ziele i• Rahllen der verfassungs­
rechtlichen Zustlndigkeiten zu UberprUfen. 

26. Die Bundesregierung wird darauf hinwirken, daß Pflanzenschutzmittel EG-weit 
nur noch zugelassen werden dUrfen, wenn sie sich in ange.essener Zeit im 
Boden abbauen und weder sie selbst noch ihre Abbauprodukte das Grundwasser 
belasten. 

I. Internationale Aktionsprogra ... für europlisc:lle Öltosyst ... 

27. Umsetzung der Aktionsprogra!Mll fUr dieJ(prdsee auf der Grundlage der Be­
schlUsse der Dritten l~ternationalen No~seeschutz-Konferenz sowie für die 
Ostsee auf der Gr~ndlage des Ostseeakticinsprogr11111s von Ronneby. 

28. Sanierung der grenzUberschreitenden FlUsse im Rahmen der ~ternationalen 
AbkOllllen. ~ 

29. Schutz der Alpen (Alpenschutzkonvention) 

und anderer schützenswerten Ökosys~ von europlischer Bedeutung. 

J. Anreize für den Einsatz von Privatkapital 

für U1111teltschutz1nvest1tionen, insbesondere für die neuen Bundesländer und 
die •ittelstlndische Wirtschaft. Die rechtlichen Voraussetzungen dafür s1nd 
zu schaffen. 
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fortgeltung des § 82 a EStDV in den neuen Bundesländern. 

K. U.W.ltinformation 

30. Einführung des Rechts auf freien Zugang zu Infon11t1onen Uber die Umwelt 
durch die fristgellllBe Umsetzung der EG-Richtlinie Uber den freien Zugang zu 
lnfon1ationen Ober die Umwelt in einem Gesetz. 

31. Verbesserung der Berichterstattung Uber den Zustand der UllWelt: 

- Novellierung des URMeltstatistikgesetzes 

- Abschluß eines Bund/Llnder-Verwaltungsabk<11111ens Uber die Weitergabe von 
Uaiweltdaten der Linder an den Bund (Grunddaten-K«talog) . 

32. Erstellung von Umweltbilanzen 

L. Rechtliche Stlrkung des Umweltschutzes 

33. Hal'llOll1sierung des Utaweltrechts mit dem Ziel der Entwicklung eines URMelt­
gesetzbuchs. 

34. Aufnahlle eines Staatsziels Umweltschutz in das Grundgesetz. 

M. Ökologische Slnierung ~ Entwicklung in den neuen Bundeslindern 
(soweit nicht in den vorstehenden Abschnitten) 

U.fassende Konzeption zur Lösung der Altlastenfrage unter Einbeziehung der 
Finanzierung. Vorzusehen ist eine nationale Solidaritltsakt1on auf koopera­
tiver Basis (siehe Anlage). 
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1. Mtst/Ost-ZU.......rbt1t 

35. Entwicklung einer Strategie fUr die we1t~re Gtst.1\Un9 der West/Ost-Zusam­
menarbeit 1• Rahmen des lJftlweltschUtzes. 

36. AusfUllung des Grundlagenvertrages •it der Sowjetunion. 

37. lntens1v1erung der bilateralen Zusaanenarbe1t •it den Lindern Mittel- und 

Osteuropas . 

38. Abrundung der b11ateralen Vertragsbez1ehungen durch Abschlu8 von Ulmllelt­
schUtzabkoanen mit RUllln1en und Jugoslaw1en. 

39. Erarbeitung und Abschluß v61kerrecht11cher Vertrlge 1• Rahllen der ECE 
(Protokolle Uber leichtf1Ucht1ge organische Verbindungen, GewlsserschUtz, 
Industr1eunfllle und Unileltvertrlg11chke1tsprOfung; Anschlu8protokolle zu 

SOz und NOx) • 

O. Globale U..ltverantwortL!!g 

40. Schutz der stratosphlrischen Ozonsch1cht. 

41. SchUtz der ErdatlllOsphlre durch die Verringerung der k11111relevanten Spuren­

gase 

" - ZUgige Verhandlungen Uber eine Welta!-11111konvent1on •it dem Ziel einer 
Verabschiedllflg an1181ich der Uft-Konterenz •u.we1t und Entwicklung• 1992 

1n 8ras11ieri: · 
~ 

- Parallel dazu Erarbeitung von DurchfUhrungsprotokoll~ fOr die Verringe-
rung von Spurengaseniiss1onen. 

42. Schutz der Trop1schen Regenwllder : 

- DurchfUhrungsprotokoll i• Rahllen einer Weltk1111akonvention. 

- Nutzung des lnstru111ents eines Schuldenerlasses fOr Naturerhaltung . 
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43 . Konvention fUr den Schutz der Genv1elfalt (81o-01vers1ty) . 

44 . Verbesserung der internationalen Zusammenarbeit beim Schutz der Meere 

- Uberarbe1tung der Meeresschutzkonventionen von Paris , Helsinki, Oslo 

- Umsetzung .der MARPOL-Konvent1on 

- lnternationale Zusammenarbeit bei Schiffskatastrophen. 

45. Mitwirkung am Internationalen Schutz der Antarktis ( u. a. Verzicht auf 
Rohstoffausbeute) sowie bei .der Realisierung des internationalen Arten­
schutzes. 
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Anlage zum TheU XII Uweltpo11t1k 

1 . Oie Gesundheit der Menschen in den fünf neuen Bundeslindern und die wirt­
schaftliche Entwicklungschance in diesen Regionen sind durch gravierende 
Altlasten in den Böden zum Teil erheblich belastet. Altlasten finden sich 

vor allem: 

- in konta.inierten Industriestandorten •it Schwerpunkten in den Rlumen 
Halle, Merseburg, Bitterfeld, Mansfeld, Eisleben, i• Oberen Elbtal, im 
Uranerzbergbaugebiet Sachsens und Thüringens sowie im Gebi.et des Braun­

kohletagebaus der Lausitz, 

- in über 10.000 ungeordneten und völlig unverantwortlich genutzten Depo-
nien fUr alle Arten von Sonderabflllen, ·/ 

- in den Bodenkontaminationen der Standorte der Nationalen Volksarmee und 
der Westgruppe der sowjetischen Streitkräfte. 

2. Bei der Sanierung dieser Altlasten sind folgende Prioritlten gegeben: .. 
- Beseitigung der unmittelbaren Gefahren, die von Altlasten auf die mensch-

liche Gesundheit ausgehen, 

- Sicherung gegenüber den Gefahren, die von wichtigen """81tbereichen wie 
z. B. Grundwasser ausgehen und damit mittelbar eine Qefahr fUr die 
menschliche Gesundheit darstellen, 

- Sicherstellen, daß die Altlasten, die fUr Investitionen in diesen Regio­
nen ein ursächliches Hindernis darstellen, beseitigt werden und dabei die 

Haftungsf~age klären, 

- Erfassung der Altlasten und Festlegung von Nutzungsbeschrlnkungen fUr 
Bereiche, die nur bei besti„ten Nutzungen Besorgnisse fUr lleflSChli~he 

Gesundheit und Umwelt darstellen. 
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3. Oie Beseitigung der Altlasten stellt fUr die Bundesrepublik Deutschland eine 
nationale Herausforderung dar . ~~ 

Das negative Erscheinungsbild dieser alten Industrieregionen muß entschei­
dend verändert werden. 

Oie Bundesrepublik Deutschland muß den Beweis erbringen, daß eine funktions­
flhige Soziale Marktwirtschaft die technischen, organisatorischen und finan­
ziellen Möglichkeiten hat, solchen Regionen eine lebenswerte Zukunft zu 
gewlhren. 

Es muß das Eigeninteresse der Wirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland 
sein, technologische Spitzenleistungen bei der Bewlltigung der heimischen 
Altlasten zu erproben, um sie weltweit demonstrieren zu können . 

4. fUr die an den Prioritäten orientierte Sanierung der Altlasten in den neuen 
Bundesländern 11Uß daher eine nationale Solidaritätsaktion "Ökologischer 
~auf kooperativer Basis von Wirtschaft, Bund und Lindern durchgeführt 
werden. Oie Einbindung des technischen Sachverstandes der Wirtschaft und 
eine Begrenzung des organisatorisch-bürokratischen Zeit- und Sachaufwandes 
ist Uber die form eines W1rtschaftsunternehtnens am besten zu erreichen . 

Die Aufgabenstellung dieses Unternehmens : 

- Sanierung von Altlasten nach einer entsprechenden Prioritätsliste . 

- Durchführung einer Weltausstellung aller Entsorgungs-Technologien in den 
fUnf neuen Bundesländern mit den oben gekennzeichneten regionalen Schwer­
punkt~n 

- Konzentration des technologischen Sachverstandes und von forschungskapa­
zitlten zur Altlastenerfassung, Bewertung und Sanierung. 
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~ Vermerk zur Sicherheits- t.md AuB!npolttik 

Es besteht grundsltzliches Einvernehmen Uber die von Bundes•1nister 
Stoltenberg vorgetragene Kon~eption zur Bundeswehrplanung. Dies schließt 
als gemeinsaae Auffassung ein, da8 an der Wehrpflicht festgehalten und 
die Bundeswehr auch künftig aus Wehrpflichtigen sowie B~rufs- und 

Zeitsoldaten bestehen wir~. 

Ein Dissens besteht in folgender Frage: Oie FDP wünscht Prüfung, ob ab 
1995 Verringerung der Wehrdienstzeit von IZ auf 9 Monate möglich ist. 
CDU/CSU widersprach dem PrUfungsauftrag, ist iber gesprlchsbereit, wenn 
FDP Frage 1n der laufenden Legislaturperiode wieder aufgreift. 

Zur Frage des Jlger 90 besteht Einvernehmen, daß der Ausstieg aus der 
_Entwicklung nicht möglich ist, da der Aussteig teurer wäre als die 
Zuendeführung der Entwicklung. Über' d·ie Fra,ge der ProduktiOn des Jäger .90 

ist zu e1ne11 späteren Zeitpunkt zu entscheiden. Zu Vorbereitung dieser 
Entscheidung wird innerhalb der nächsten drei Wochen eine Arbeitsgruppe 
eingesetzt, die dieses Vorhaben unter BerUcksichtigung der •ilitlrischen 
Entwicklung und der finanziellen Möglichkeiten sowie der Haltung der 
anderen an dem Projekt beteiligten Linder - auch unter Einbeziehung von 

Alternativen - erDrtern soll . 

.' 
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